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Liebe Vereinsmitglieder,
verehrte Leser des
„Seniorenkuriers“,

mehr Personal in der ambulanten und 
stationären Pflege und eine spürbare 
Begrenzung der Eigenanteile von pfle-
gebedürftigen Menschen in der Pflege-
versicherung – das sind die dringlichen 
Bestandteile einer umfassenden Reform 
der Pflegeversicherung, die ein „Bünd-
nis für Gute Pflege“ in einem offenen 
Brief benennt. Der Zusammenschluss 
von 23 Organisationen und Verbänden 
fordert, die Pflegeversicherung auf soli-
de finanzielle Füße zu stellen und gene-
rationengerecht zu gestalten. Diese For-
derung unterstützen wir vollinhaltlich. 
Nun müssen aber nach Lippenbekennt-
nissen endlich Taten folgen. Nach An-
sicht des Bündnisses sollte ein Gesetz-
entwurf noch vor Ende der Legislaturpe-
riode in diesem Jahr vorgelegt werden. 
Nun sollen ab 1. März alle Bürger kos-
tenlos von geschultem Personal mit An-
tigen-Schnelltests getestet werden kön-
nen. Näher rückt auch ein breiter Einsatz 
von Selbsttests für Laien. Ihr Vorteil: Die 
Proben brauchen nicht ins Labor zum 
Auswerten geschickt zu werden, son-
dern funktionieren ähnlich wie Schwan-
gerschaftstests. Keine Fortschritte gibt 
es in der Entwicklung von Arzneimitteln 
zur Behandlung von Coronaerkrankten. 
Die Förderung beträgt auch nur einen 
Bruchteil der Förderung für die Entwick-
lung eines Impfstoffes.
Die Grundsicherung kommt rückwir-
kend ab Januar 2021. Die ersten Auszah-
lungen an die ersten Rentenempfänger 
werden voraussichtlich Mitte des Jah-
res erwartet. Bis Ende 2022 sollen alle 
Berechtigten, sofern sie es erleben, die 
ihnen zustehende Grundrente empfan-
gen können. Wegen nichtdigitalisierter 
Akten zieht sich dieser Prozess zwei Jah-
re für Betroffene hin. Eigentlich unhalt-
bar, da es sich bei den Betroffenen be-
stimmt nicht um Millionäre handelt.

� Bernd Rosenheinrich
� Vorsitzender des
� Landesseniorenbeirats M-V e. V.

Selbstbestimmt alt werden in der ei-
genen Wohnung ist der Wunsch ei-
nes jeden Menschen. Nach einem 
Krankenhausaufenthalt ist die Rück-
kehr in die eigene Häuslichkeit aus 
unterschiedlichen Gründen oftmals 
nicht möglich. Betroffene müssen 
dann häufig aus ihrem sozialen Um-
feld heraus in Pflegeeinrichtungen. 
Häufiger Grund ist die fehlende Bar-
rierefreiheit der Wohnung, wenn Be-
troffene sich zum Beispiel für eine ge-
wisse Zeit nur im Rollstuhl bewegen 
können. In einem solchen Fall ist ein 
barrierefreies Ausweichquartier eine 
hilfreiche Lösung. 

„Wir freuen uns sehr, dass die Woh-
nungsgesellschaft Schwerin mbH – 
WGS – in Schwerin dieses Problem 
aufgegriffen hat und mit dem Aus-
weichquartier ‚barrierefreies Wohnen 
auf Zeit‘ anbietet, sagt Friedrich Wil-
helm Bluschke, Vorsitzender des Pari-
tätischen Wohlfahrtsverbandes, Lan-
desverband Mecklenburg-Vorpom-
mern. Die Wohnungen sind komplett 
eingerichtet und auch auf eine Pfle-
gesituation eingestellt (siehe Kasten 
„Barrierefreies Wohnen auf Zeit“). Ein 
solches Angebot sei leider noch nicht 

XI. Altenparlament wirkt! 
Paritäter begrüßen neues Angebot der WGS:  

Barrierefreies Ausweichquartier

Viel Platz, sichere Haltegriffe und Tageslicht machen das barrierefreie Bad aus



Vitanas Senioren Centrum Im Casino 
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( (0385) 575 66 - 0 | vitanas.de/imcasino

Vitanas Senioren Centrum Am Schlossgarten 
Adam-Scharrer-Weg 12 | 19053 Schwerin
( (0385) 51 19 – 0 | vitanas.de/amschlossgarten

Sabrina Schröder, Centrumsleiterin

Ihre

Nicole Solenski, Centrumsleiterin

In unseren beiden Schweriner Häusern wurde fleißig geimpft. Nach anfänglicher 
Skepsis meldeten sich nach und nach immer mehr BewohnerInnen sowie 
MitarbeiterInnen, so dass die Impftermine gut besucht waren. Mobile Impfteams 
waren auf den Wohnbereichen unterwegs und für die mobilen Damen und 
Herren wurde eine Impfstation im Saal aufgebaut. So konnten die Häuser zügig 
durchgeimpft werden. Alle waren von der guten Organisation begeistert.
Es gab sogar ein Danke der Bewohnervertretung, über das sich die Heimleitungen 
besonders gefreut haben.
 
Unser Dank gilt allen BewohnerInnen, MitarbeiterInnen, den Impfteams und 
den Bundeswehrsoldaten. Gemeinsam holen wir uns unser Lächeln zurück!

WIR HOLEN UNS UNSER 
LÄCHELN ZURÜCK!
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der Regelfall, sondern immer noch 
die Ausnahme, so Bluschke. 
Der Paritätische Mecklenburg-Vorpom-
mern hatte sich bereits im Herbst 2019 
das Thema „Wohnen im Alter nach ei-
nem Krankenhausaufenthalt“ auf die 
Agenda geschrieben. Mit der Grün-
dung eines ersten Runden Tisches hat-
te der Wohlfahrtsverband als Initiator in 
Demmin den Auftakt gegeben für ei-
ne landesweite Vernetzung zum Thema 
„Wohnen im Alter im ländlichen Raum“: 
Verschiedene Akteure, die Verantwor-
tung tragen für ältere Menschen in der 
Stadt, sollten an Runden Tischen ver-

netzt werden und zu einer besseren 
Versorgung dieser in den eigenen vier 
Wänden beitragen. „Wenn Menschen 
nach einem Krankenhausaufenthalt 
nicht in ihre Wohnung zurück können, 
ist das eine traurige und hilflose Situati-
on für sie, in der sie Unterstützung aus 
ihrer Gemeinde benötigen, um für sie 
die beste Lösung zu finden“, sagt Fried-
rich Wilhelm Bluschke. 
Insgesamt vier Runde Tische wurden 
bereits gegründet: Neben Demmin ha-
ben sich Akteure aus Pasewalk, Uecker-
münde und Parchim an einen Tisch ge-
setzt. Die Dringlichkeit für dieses The-
ma wird von allen gleichermaßen ge-
sehen. Partner der Runden Tische sind 

unter anderem der Bürgermeister, das 
Krankenhaus, die Wohnungsbauge-
sellschaft, der Pflegestützpunkt sowie 
die Alzheimer Gesellschaft, Vertreter 
der ambulanten Pflegedienste und der 
Paritätische. Die Probleme sind überall 
gleich: „Wir waren nicht überrascht, in 
allen vier Städten von ähnlichen Prob-
lemen und Handlungsbedarfen zu hö-
ren“, so Friedrich Wilhelm Bluschke.
Häufigster Anlass für ein barrierefrei-
es Ausweichquartier sei ein Kranken-
hausaufenthalt. Meist sei zusätzlich 
eine ambulante Pflege erforderlich. 
Bluschkes Idee: „Das temporäre Woh-
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Wer sich verletzt hat und in seiner Bewegung einge-
schränkt ist oder gerade aus dem Krankenhaus oder 
einer Reha zurückkommt, hat veränderte Bedürf-
nisse, die die eigenen vier Wände oft nicht erfüllen 
können. Die Wohnungsgesellschaft Schwerin mbH – 
WGS – bietet deshalb seit Kurzem mit einer speziell 
ausgestatteten 2-Zimmer-Wohnung auf 63,5 qm das 
„Temporäre barrierefreie Wohnen“ in der Edgar-Ben-
nert-Straße 12 (Schwerin-Lankow) an. 
Im Vordergrund steht die Barrierefreiheit, denn allein auf 
die modernen Möbel, das gemütliche Ambiente und hüb-
sche Bilder an der Wand kommt es nicht an. Es beginnt da-
mit, dass die Wohnung im Erdgeschoss liegt. Sie verfügt 
über einen Balkon mit elektrisch fahrbarer Markise. Ein 
24-Stunden-Notruf über die Diakonie ist gewährleistet.
Auf viele Kleinigkeiten wurde geachtet, die der WGS 
wichtig sind und die sogar mit einer Rollstuhlfahrerin 
getestet wurden: Kann der Backofen von allen Seiten her 
geöffnet werden? Bekommt man die Schubladen auf? 
Ist das Rollo bedienbar? Alles ist inzwischen rollstuhl-
gerecht. In der Dusche wurde ein fester Sitz eingebaut. 
Alles ist gut durchdacht – sogar für sehbehinderte oder 
gehörlose Menschen. Es gibt farbliche Markierungen an 
den Lichtschaltern und es lässt sich ein Lichtsignal zu-
sätzlich zur Haustürklingel einstellen. Das Pflegebett im 
Schlafzimmer beeindruckte die Testperson besonders.
Als zusätzlicher Service werden die Endreinigung sowie 
kleine Unterstützungsleistungen im Tagesbedarf wie z.B. 
Koffertragen, Einkäufe und Müllentsorgung angeboten.
Die Wohnung kann bereits ab drei Übernachtungen an-
gemietet werden. Unbürokratische und schnelle Verlän-
gerungen und Verkürzungen sind möglich. Pro Über-

nachtung wird eine Nutzungsgebühr in Höhe von 30 € 
inkl. MwSt. veranschlagt. WGS-Mieter erhalten für bis zu 
drei Monate eine Mietfreistellung für die eigene Woh-
nung, so dass keine doppelte Mietbelastung anfällt.
Info: Mietercenter Nord der WGS, Tel: 0385/74 26-325.

Rollstuhlgerechte Gestaltung prägt auch das helle Wohn-
zimmer.

Höhenverstellbares Pflegebett im Schlafzimmer.� Fotos: WGS

WGS bietet bei Krankheit oder nach einer Reha-Maßnahme ein speziell ausgerüstetes Zuhause
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nungsangebot könnte idealerweise 
gleich mit einem Pflegeangebot ge-
koppelt werden.“ Denn es sei schwie-
rig, von heute auf morgen einen am-
bulanten Pflegedienst zu finden, ins-
besondere in ländlichen Regionen. In 
vielen Pflegediensten herrschten per-
sonelle Engpässe, so dass es vorkom-
men könne, dass kein Pflegedienst 
gefunden werde. „Solche Situationen 
erleben Mitarbeiter in den Kranken-
häusern, die die Entlassung der Pati-
enten zu organisieren haben, täglich. 
Sie beklagen, unzählige Telefonate 
führen zu müssen, ohne am Ende im-
mer Erfolg zu haben.“
Schließe sich dem Krankenhausauf-
enthalt eine stationäre Kurzzeitpfle-
ge an, sei für eine begrenzte Zeit eine 
Lösung gefunden. Sie sei allerdings 
nicht überall und nicht immer ver-
fügbar und mit Eigenanteilen an den 
Kosten verbunden.
Bluschke wünscht sich eine Möglich-
keit, sich mit einem Telefonat bezüglich 
der Vermittlung eines barrierefreien 
Ausweichquartiers oder eines ambu-
lanten Pflegedienstes an eine zentra-
le oder koordinierende Stelle wenden 
zu können. „Ein regionaler Pflegenot-
dienst und eine digitale Plattform über 
freie Pflegekapazitäten existieren lei-
der noch nicht. Sie wären eine große 
Hilfe, die Rückkehr in die eigene Häus-
lichkeit zu organisieren“, meint er. 
Das Thema bewegt. Im vergange-
nen Jahr hat sich auch das Altenpar-
lament Mecklenburg-Vorpommern 
intensiv mit diesem Thema befasst. 
In einem an die Landesregierung 
gerichteten Leitantrag unter aktiver 
Beteiligung des Paritätischen wurde 
u.a. die Notwendigkeit von „barriere-
freien Ausweichquartieren“ ausführ-
lich beschrieben (siehe Kasten „Be-
schluss zum Leitantrag 2“). 
„Die Angst insbesondere älterer Men-
schen, nicht in ihrer Wohnung blei-
ben zu können, wenn plötzlich ein 
Handicap eintritt, ist verständlich. 
Häufiger als man denkt kann dies 

durch einen einfachen Sturz ausge-
löst werden“, so Bluschke, „wenn da-
nach für einige Zeit die Bewegung in 
der Wohnung zum Beispiel nur noch 
im Rollstuhl möglich ist.“ 
Vor allem alleinlebende Menschen sei-
en in einer solchen Situation auf Hilfe 
und Unterstützung angewiesen, bei-
spielsweise aus der Nachbarschaft. „Da 
geht es um den Einkauf von Lebensmit-
teln, um die Herrichtung der Wohnung, 
aber auch darum, dass einfach jemand 
da ist und das Alleinsein für einen Mo-
ment vergessen lässt“, so Bluschke. Oft 
genüge es auch schon, dass jemand 
nachschaut, ob alles in Ordnung oder 
etwas Dringendes zu veranlassen ist. 
Für diesen Fall wurde auf Landesebene 
bereits das Projekt „Nachbarschaftshel-
fer“ gestartet, das über die regionalen 
Pflegestützpunkte koordiniert wird. Die 
Bewerber durchlaufen eine Qualifizie-
rung und erhalten für ihre ehrenamtli-
che Tätigkeit eine kleine Aufwandsent-
schädigung. Bei all den Fragestellun-
gen rund um das Thema ‚Wohnen im 
Alter‘ gehe es im Kern um das generel-
le Thema ‚Daseinsvorsorge in unseren 
Städten und Gemeinden‘. „Gegenüber 
der Politik auf Landes- und kommuna-
ler Ebene haben wir daher folgende 
Forderung erhoben“, berichtet Blusch-

ke: „Die Sicherung eines lebenswerten 
und zukunftsfähigen ländlichen Rau-
mes, der den Menschen im Rahmen der 
Daseinsvorsorge ein selbstbestimmtes 
Leben und ein Verbleiben in der eige-
nen Häuslichkeit in allen Lebensphasen 
und Notlagen ermöglicht.“ 
Ziel des Verbandsvorsitzenden ist es, 
die „Runden Tische“ an den vier Orten 
weiterzuführen und zu erreichen, dass 
sie im Rahmen der Umsetzung des 
„Masterplans Gesundheitswirtschaft 
Mecklenburg-Vorpommern 2030“, die 
vom Kuratorium für Gesundheitswirt-
schaft MV begleitet wird, als Pilotregi-
onen fungieren. „Wir wollen es schaf-
fen, dass alle an einem Strang ziehen 
und das Thema landesweit gesehen 
und angepackt wird“. 
Krankenhäuser sind gesetzlich ver-
pflichtet, die im Anschluss an die stati-
onäre Versorgung notwendige medizi-
nische und pflegerische Versorgung si-
cherzustellen. Scheitert die Rückkehr in 
die eigene Wohnung, kommt entgegen 
dem eigentlichen Wunsch der Betroffe-
nen oft nur noch die Suche nach einem 
stationären Platz in einem Pflegeheim 
in Frage, es sei denn, es wird kurzzeitig 
eine alternative Lösung gefunden.
Das barrierefreie Ausweichquartier 
der WGS in Schwerin sei daher ein Vor-

Beschluss zum Leitantrag 2 des 11. Altenparlaments M-V  
„Wohnen im Alter im ländlichen Raum – Rückkehr in die eigene  

Wohnung nach einem Krankenhausaufenthalt“ (Auszug)

Der Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, im Rahmen ih-
rer Zuständigkeiten und Möglichkeiten auf eine Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für eine „Rückkehr in die eigene Wohnung nach einem Kran-
kenhausaufenthalt“ hinzuwirken. Dabei sind insbesondere folgende Punkte 
zu berücksichtigen: 
1. � Die Bildung von notwendigen Kooperationen unter den an der sektoren-

übergreifenden Versorgung beteiligten Stellen unter Einbeziehung der 
Wohnungswirtschaft, der Pflegestützpunkte und der Kommunen, damit vo-
rausschauend passgenaue Lösungen entstehen und vorgehalten werden.

2. � Die Vorhaltung von barrierefreien Ausweichquartieren durch die Woh-
nungswirtschaft, damit notwendige Umbaumaßnahmen in der Wohnung 
zwischenzeitlich durchgeführt werden können und die anschließende 
Rückkehr in die eigene Wohnung ermöglicht wird. Wohnberatung und 
Aufklärung über Fördermöglichkeiten sollten auch von den Pflegestütz-
punkten angeboten werden.

Fortsetzung von Seite 3
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zeigeprojekt, meint Bluschke und ab-
solut nachahmenswert. Nicht zufrie-
denstellend gelöst sei jedoch die ge-
genwärtige Finanzierung des barri-
erefreien Wohnens auf Zeit. „Mit den 
zusätzlichen Kosten darf der Pflegebe-

dürftige nicht allein belastet werden“, 
fordert er. Schließlich fielen die Kosten 
für die eigene Wohnung weiterhin an. 
Außerdem werde durch die Nut-
zung eines barrierefreien Ausweich-
quartiers die Rückkehr in die eige-

ne Wohnung abgesichert und dies 
sei im Interesse aller, nicht zuletzt 
auch im Interesse der Pflegeversi-
cherung.

Der Paritätische  
Mecklenburg-Vorpommern e.V.

Der Kreisseniorenbeirat Mecklenbur-
gische Seenplatte (MSE) hat im Janu-
ar 2021 einen Brief an die 20 Bürger-
meister/Amtsvorsteher des Landkrei-
ses und die Seniorenvereinigungen 
aus dem Landkreis geschickt. Darin 
werden Arbeit und Ziele sowie die 
Notwendigkeit der Seniorenbeiräte 
beschrieben. Wir veröffentlichen die-
ses Schreiben in Auszügen:
Der Anteil der älteren Menschen an 
der Gesamtbevölkerung nimmt zu. 
Die Bemühungen zur Verbesserung 
der Lebensverhältnisse von Senioren 
haben sich zu einem besonderen Auf-
gabengebiet entwickelt. Als demokra-
tische Initiative zur Beteiligung älterer 
Menschen am kommunalpolitischen 
Geschehen gibt es Seniorenbeiräte. 
Ihr Hauptanliegen soll die Beteiligung 
von Senioren bei der Lösung ihrer viel-
fältigen Probleme und eine Verbesse-
rung der sozialen Teilhabe sein.
Seit 2012 werden im Landkreis Meck-
lenburgische Seenplatte die Interes-
sen und Bedürfnisse älterer Menschen 
durch einen Kreisseniorenbeirat (KSB-
MSE) vertreten. Er nimmt die Interes-
sen aller im Landkreis lebenden älte-
ren Einwohner gegenüber dem Kreis-
tag, dessen Ausschüssen und der Kreis-
verwaltung wahr und vertritt diese in 
der Öffentlichkeit. Er ist ein kommuna-
les Gremium des Landkreises und wird 
vom Kreistag und seinen Ausschüssen 
sowie der Verwaltung im Rahmen sei-
ner Aufgaben in die Entscheidungsfin-
dungen einbezogen.
Der KSB-MSE wirkt bei der Planung 
und Umsetzung von Angeboten, wel-
che die spezifischen Belange der älte-

ren Generation im Zusammenhang 
kommunalen Lebens aufzeigen, mit. 
Dies gilt insbesondere in Belangen 
der Themen:
•  Wohnen im Alter
•  Mobilität im Alter
•  Alter, Gesundheit und Pflege
•  Kultur, Freizeit und Bildung im Alter
•  Arbeit im Alter
• � bürgerschaftliches Engagement und 

gesellschaftliche Teilhabe
• � Infrastruktur und Daseinsvorsorge
• � Gestaltung des sozialen Zusam-

menlebens
Aufgabe des Kreisseniorenbeirats ist, 
die Mitwirkungsmöglichkeiten älterer 
Mitbürger bei kommunalen Entschei-
dungen zu verbessern, Initiativen älte-
rer Menschen zu begleiten und zu un-
terstützen. Er setzt sich auch für eine 
Verbesserung des Verständnisses zwi-
schen junger und älterer Generation 
(Generationendialog) ein. Wir unter-
stützen dabei auch die Forderung des 
Landesseniorenbeirats, analog zum 
Altenparlament ein Jugendparlament 
auf Grundlage eines Jugendmitwir-
kungsgesetzes im Land zu etablieren.
Wir pflegen die Kontakte zu den Kreis-
tagsfraktionen, Sozialverbänden so-
wie dem Landesseniorenbeirat. Der 
Kreisseniorenbeirat erstattet gegen-
über dem Kreistag jährlich Bericht.
Im Zuge von stetig wachsender Al-
tersarmut, Segregation und teilweise 
auch Vereinsamung sind wir alle auf-
gefordert, etwas zu tun. Aber die Seni-
orinnen und Senioren leben in unseren 
Dörfern und Städten. Leider ist festzu-
stellen, dass hier für die Seniorenpoli-
tik bisher noch so gut wie keine Maß-

nahmepläne bzw. 
Handlungsfelder ab-
gesteckt sind.
Dies gelingt uns aber nur, wenn wir 
gegenüber unseren Gemeindever-
tretern, den Stadtvertretungen und 
auch dem Kreistag sowie den jewei-
lig angeschlossenen Ämtern unsere 
Erwartungen auch kundtun.
Dazu gehört auch die Zusammenar-
beit mit dem im Kreis in der Senioren-
arbeit tätigen Verbänden und Verei-
nen. Wir möchten darauf hinwirken, 
dass in allen Städten und Gemeinden 
Seniorenbeiräte gebildet werden. Im 
Jahr 2018 hat es Beratungen mit den 
Bürgermeistern gegeben. In diesen 
hatten wir uns dazu verständigt, dass:
1. � die Seniorenpolitik als Querschnitts-

aufgabe mehr in den Arbeitsalltag 
der Verwaltungen zu berücksichti-
gen ist; 

2. � mit uns gemeinsam weitere Seni-
orenbeiräte, mindestens auf Amts-
basisgröße, zu bilden sind und die-
se auch finanziell mit den erforder-
lichen Mitteln ausgestattet werden;

3. � da, wo derzeit noch keine Senio-
renbeiräte arbeiten, wenigstens 
ein Verantwortlicher für Senioren-
arbeit zu benennen ist;

4. � selbst bereit zu sein, auch wenn 
man noch nicht aus dem Arbeits-
prozess ausgeschieden ist, aktiv im 
KSB-MSE oder in kommunalen Seni-
orenbeiräten mitzuarbeiten, um so 
die geballten Erfahrungen im Inte-
resse der Seniorenpolitik mit einzu-
bringen.

Mit Rat und Tat und festem Willen 
Bedeutung von Seniorenbeiräten im politischen und sozialen Leben

Fortsetzung auf Seite 6
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Aber bisher ist noch keine Reaktion da-
zu festzustellen. Es sei in dem Zusam-
menhang auch erinnert an den § 2 
der Kommunalverfassung MV, in dem 
es u.a. heißt: Die Gemeinden sind ... im 
Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit
„(1) verpflichtet, alle Angelegenheiten 
der örtlichen Gemeinschaft im Rah-
men der Gesetze in eigener Verantwor-
tung zu regeln.

(2) Zu den Aufgaben des eigenen Wir-
kungskreises gehören insbesondere 
die harmonische Gestaltung der Ge-
meindeentwicklung unter Beachtung 
... (vieler Aufzählungen auch) ... der 
gesundheitlichen und sozialen Be-
treuung.“
Wenn wir von der Seniorenarbeit als 
einer Querschnittsaufgabe sprechen, 
sollte das alle betreffen. Von der Ver-
waltung mit dem Landrat an der Spit-
ze, von der Politik bis zu jedem Bür-

germeister oder Verwaltungschef. 
Kurz und gut: Seniorenpolitik betrifft 
alle Ressourcen und ist generations-
übergreifend zu verstehen. Das Ge-
meinwesen ist gut beraten, wenn es 
die Kompetenz und Erfahrung der äl-
teren Mitbürgerinnen und Mitbürger 
nutzt.

Professor Dr. Hans-Joachim Götze
Vorsitzender des KSB  

Mecklenburgische Seenplatte,
Neubrandenburg

Zum Jahresende 2020 hat sich in der 
Stadt Kröpelin ein Seniorenbeirat der 
Stadt gebildet. Auf der konstituieren-
den Sitzung des Kreisseniorenbeira-
tes im Februar 2020 wurde durch den 
neuen Kreisseniorenbeirat auf den 
Schwerpunkt der Bildung neuer Seni-
orenbeiräte im Landkreis Rostock hin-
gewiesen. Diese Aufgabe sollte sich 
besonders im zu erarbeitenden Ar-
beitsplan widerspiegeln. Auch der 
neugewählte Kreistagspräsident Veik-
ko Hackendahl, der die konstituieren-
de Sitzung einberufen und geleitet 
hatte, sprach sich für die Notwendig-
keit der Bildung weiterer Beiräte aus. Er 

hob hervor, dass er sich persönlich um 
die Bildung eines Seniorenbeirates in 
seiner Stadt Kröpelin einsetzen werde. 
In der Folgezeit sprach er mit dem Vor-
standsmitglied Ingrid Rambow vom 
Kreisseniorenbeirat dieses Vorhaben 
ab. Durch sein persönliches Engage-
ment konnten er und Kröpelins Bürger-
meister Thomas Gutteck Bürger für die 
Bildung eines Beirates gewinnen. So 
wurde im November 2020 unter Anlei-
tung des Bürgermeisters ein Senioren-
beirat der Stadt Kröpelin gegründet.
Das fünfköpfige Gremium hat sich auf 
die Fahnen geschrieben, seine älte-
ren Mitbürger gezielt und persönlich 

anzusprechen und ihnen das Gefühl 
zu vermitteln, dass sie über eine Inte-
ressenvertretung verfügen. Kontakte 
untereinander sollen ebenso geför-
dert werden wie die Zusammenar-
beit mit den relevanten Institutionen. 
Ganz praktisch wird Handlungsbe-
darf gesehen bei der behindertenge-
rechten Gestaltung von Gehwegen 
und Bushaltestellen sowie bei der 
Einrichtung eines Treffpunktes, wo 
sich die Senioren auch mal zu einem 
Kaffee zusammenfinden können.

Jürgen Lorenz,  
Vorsitzender Kreisseniorenbeirat  

LK Rostock

Wie die SVZ am 12. Januar 2021 be-
richtete, soll in Klein Trebbow nörd-
lich von Schwerin ein Seniorenbei-
rat ins Leben gerufen werden – allein 
fehlt es an Mitgliedern, die sich dar-
in ehrenamtlich engagieren wollen. 
Dabei geht es zunächst lediglich um 
die Organisation von Vorträgen über 
Themen wie Vorsorgevollmacht, ge-
sunde Ernährung im Alter und Pati-
entenverfügungen. 
„Wir wollen Senioren in die Gemein-
dearbeit einbeziehen – aktiv und 
selbstbestimmend“, wird Joachim 
Albrecht zitiert, der Mitglied der Ge-

meindevertretung ist. Dafür wurde 
auf der jüngsten Sitzung die Grün-
dung des Gremiums beschlossen, ein 
paar Tage später bereits im Gemein-
deboten nach Mitgliedern gesucht. 
„Doch leider hat sich bisher keiner 
gemeldet“, so der 81-Jährige. Nun sol-
len engagierte Rentner aktiv gewor-
ben werden. Sieben Mitglieder seien 
notwendig, um eine Arbeitsfähigkeit 
des Beirats herbeizuführen. 
Neben Vorträgen planen die Verant-
wortlichen Joachim Albrecht und Ur-
sula Krause, zweite stellvertretende 
Bürgermeisterin und Vorsitzende des 

Finanzausschusses, auch Kurse zu 
Themen wie dem Umgang mit Smart-
phones. Vorstellbar sei auch, dass Se-
nioren sich in die Schüler-Nachhil-
fe einbringen. Im Wesentlichen geht 
es darum, die älteren Bewohner aus 
Klein Trebbow in das Gemeindeleben 
einzubeziehen, dass sie sich mit ihren 
Kompetenzen einbringen können 
und diese so erhalten bleiben.“
Bei Interesse an einer Mitwirkung im 
Seniorenbeirat sind Joachim Albrecht 
unter Telefon 0171/815 27 85 sowie Ur-
sula Krause die passenden Ansprech-
partner.

Gründung eines Seniorenbeirates in Kröpelin

Klein Trebbow sucht aktive Senioren

Fortsetzung von Seite 5
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Zwischen den Monaten 
Ereignisse von November 2020 bis Februar 2021 in unserem Bundesland unter Mitwirkung des LSB

An einer digitalen Konferenz am 
5.11.2020 zum Thema „Ältere Men-
schen und Digitalisierung“ (Ach-
ter Altersbericht der Bundesregie-
rung) war Brigitte Seifert zugegen. 
Ausführungen zum Thema mach-
ten Frau Dr. Giffey (Bundesministe-
rin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend) sowie Mitglieder der Kom-
mission zur Erarbeitung des Achten 
Altersberichts und Mitarbeiter des 
BMFSFJ. Diskutiert wurde, welche 
Fragen ältere Menschen und auch 
Unterstützer*innen in deren Umfeld 
haben. Die Digitalisierung verändert 
unser Leben in allen Bereichen und 
bringt auch für ältere Menschen Ver-
änderungen und neue Herausforde-
rungen mit. Welchen Beitrag leistet 
jeder einzelne? Über die Internetsei-
te des BMFSFJ können eine DVD „Nie 
zu alt fürs Internet“ und eine Broschü-
re „Empfehlungen des Achten Alters-
berichts“ (Kurzfassung) kostenlos be-
stellt werden. Das Projekt „Digitaler 
Engel“ (www.digitaler-engel.org) ist 
mobil in der ganzen Bundesrepublik 
unterwegs.

*

Am 1.12.2020 wirkte Brigitte Seifert an 
einer digitalen Gruppendiskussion des 
BZgA-Programms „Gesund und ak-
tiv älter werden“ zur Situation „Akti-
ver Senior*innen“ in Zeiten der Coro-
na-Pandemie mit. An dieser Diskussion 
nahmen auch Experten*innen von der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Senioren-
büros e.V., der Münchner Senioren-
börse, Silbernetze e.V. Berlin und der 
Nachbarschaftshilfe für die Stadt Köln 
teil. Folgende Fragen wurden disku-
tiert: Welche Auswirkungen hat die ak-
tuelle zweite Welle der Corona-Pande-
mie auf den Alltag/die Lebensgestal-
tung von „aktiven Senior*innen“? Was 
ändert sich?, Wie nehmen Sie das in Ih-
rem beruflichen Umfeld wahr?, Welche 
Unterschiede, aber auch Gemeinsam-

keiten, gibt es zur ersten Welle der Co-
rona-Infektion im Frühjahr 2020? Das 
Ehrenamt steht derzeit nicht im Mittel-
punkt. Was glauben Sie, was ist für das 
Ehrenamt der Zukunft bedeutsam? 
Stellt die Generation Babyboomer 
neue Ansprüche an das Ehrenamt?

*

Ältere Menschen und  
Digitalisierung

Eine Online-Veranstaltung des Deut-
schen Zentrums für Altersfragen 
(DZA) befasste sich am 2.12.2020 mit 
dem Thema „Ältere Menschen in der 
Pandemie – Digitale Technologien als 
Chance?“ 
Digitalisierung ist eine der zentralen 
Entwicklungen unserer Zeit. Die mit 
der Digitalisierung einhergehenden 
Veränderungen betreffen alle Mit-
glieder der Gesellschaft. Für die meis-
ten Menschen – auch für viele Ältere 
– ist es zu einem selbstverständlichen 
Teil ihres Alltags geworden, immer 
wieder neue digitale Technologien 
und entsprechende Geräte und An-
wendungen kennenzulernen, sie zu 
nutzen und das eigene Leben damit 
zu gestalten. Der Digitalisierung und 
ihren Folgen kann man sich kaum 
entziehen.
Auch Menschen, die kein Smartpho-
ne, kein Tablet und keinen Computer 
benutzen und es für sich nicht nut-
zen möchten und ablehnen, schau-
en digitales Fernsehen und kommu-
nizieren bei Telefonanrufen mit einem 
Sprachroboter. Mittlerweile sind viele 
Informationen ohne Zugang zum In-
ternet nicht zugänglich, und mehr und 
mehr Dienstleistungen z.B. das digitale 
Rathaus, können nur über das Internet 
in Anspruch genommen werden.
Für viele ältere Menschen ohne In-
ternetanbindung bedeutet das: Kei-
ne Möglichkeit der Teilhabe, keine 
soziale Integration, fehlende Mög-

lichkeiten der Kommunikation. Die 
Würde des Menschen wird missach-
tet, denn das bedeutet eine Degra-
dierung der älteren Menschen be-
sonderer Risikogruppen in Pflegehei-
men, weil die Grundausstattung für 
die Teilhabe fehlt. Soziale Unterschie-
de und Ungleichheit dürfen nicht da-
zu führen, dass Grundrechte verletzt 
werden. Digitale Strategien dürfen 
ältere Menschen nicht ausschließen. 
Am 1.12.2020 fand ein Digitalgipfel 
der Bundesregierung statt – ohne die 
Teilnahme von Senioren bzw. ohne 
seniorenrelevante Themen.
Es gibt die Forderung, dass die Sozial-
versicherungssysteme digitale Platt-
formen in der Altenhilfe im SGB XI 
anzubieten haben. Ältere Menschen 
verfügen über viele Kompetenzen, 
sie müssen aber im Umgang mit der 
Digitalisierung angeleitet und beglei-
tet werden. Selbst Demenzerkrank-
te, so schätzen Fachleute, können mit 
der Technik umgehen.
Es fehlen vor Ort großflächige Bil-
dungsangebote. In der Zeit der Pan-
demie ist dies besonders sichtbar 
geworden. Der Internet-Zugang ist 
ein Grundbedürfnis auch für sozial 
schwache Bürger. Bildungsangebo-
te für ältere Bürger sind oft nicht be-
kannt, schlecht erreichbar oder kos-
tenpflichtig. In der nachberuflichen 
Phase fehlen Bildungsstrategien und 
Lerngelegenheiten.
Die BAGSO fordert: 
1. � Eine nationale Bildungsstrategie 

in der nachberuflichen Phase
2. � Die Aus- und Weiterbildung muss 

von Fachkräften wie auch von 
Technikern durchgeführt werden.

3. � Flächendeckende Lernangebote 
im Sinne einer Daseinsvorsorge 
vorhalten als Pflichtaufgabe.

Senioren haben ein Grundrecht auf Di-
gitalisierung, es fehlen aber entspre-

Fortsetzung auf Seite 8
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chende Strategien und die finanziellen 
Mittel dafür. Das Ehrenamt wird diese 
Aufgabe nicht lösen können.
Nach Auffassung von Dagmar Hirche, 
Gründerin des Vereins „Wege aus der 
Einsamkeit“, ist „digitale Bildung ein 
Muss für alle Bürger, wie das lebens-
lange Lernen. Die Wirtschaft muss 
mit ins Boot geholt werden. 
Wir Senioren müssen uns aufdrängen 
und die Menschen für dieses The-
ma neugierig machen. Es braucht ei-
nen Digitalpakt „Alter“. Der Achte Al-
tersbericht bietet eine gute und rich-
tungsweisende Aufarbeitung des 
Themas und er macht deutlich, dass 
es eine abgestimmte Strategie „Digi-
talisierung für ein gutes Leben im Al-
ter“ benötigt.

Monika Schmidt

*

Masterplan  
Gesundheitswirtschaft M-V 2030

Im Januar dieses Jahres tagte die Stra-
tegiegruppe III „Gesundes Alter(n)“ 
des Kuratoriums Gesundheitswirt-
schaft M-V. Die erste Sitzung beschäf-
tigte sich in einer Videokonferenz mit 
dem aktuellen Stand der Fortschrei-
bung des Masterplans Gesundheits-
wirtschaft M-V 2030. Zum vorliegen-
den Entwurf hatte der Landessenio-
renbeirat seine schriftliche Stellung-
nahme abgegeben.
Zu Beginn stellten Katy Jurkschat 
und Steffan Weihe aus Grevesmüh-

len die Ergebnisse eines Bundes-
projektes „Digitale Stadt“ vor. Un-
ter www.grevesmuehlen-erleben.
de findet man auf einem übersichtli-
chen Portal „Grevesmühlen erleben“ 
wichtige Informationen für Bürger 
und Gäste im Internet. Erreichbar 
ist diese Plattform im Stadtzentrum 
auch über kostenloses WLAN. Eine 
interaktive Karte zeigt die Standor-
te von Handel und Dienstleistun-
gen, Gesundheitseinrichtungen und 
Arztpraxen, Handwerkern und Tank-
stellen.
Weitere Informationen findet man 
unter Neuigkeiten, Veranstaltungen, 
Schaufenster, Sehenswürdigkeiten, 
Lieferservice und Gesunde Stadt. Un-
ter dem Punkt „Gesunde Stadt“ gibt 
es z.B. einen Pflegefinder und Infor-
mationen zu Gesundheit und Sozia-
lem. Täglich gibt es zwei bis dreitau-
send Aufrufe dieser Seiten. Die Ober-
fläche ist barrierefrei.
Danach wurde als Projektvorschlag 
zur Umsetzung des Masterplans der 
Beschluss des 11. Altenparlaments 
„Wohnen im Alter im ländlichen 
Raum – Rückkehr in die eigene Woh-
nung nach einem Krankenhausauf-
enthalt“ diskutiert. Die Frage war, wie 
es mit den in diesem Projekt gebilde-
ten vier runden Tischen weitergeht 
und welche Rolle sie bei der Umset-
zung des Projekts im Zeitraum bis 
2030 spielen werden. Das Besondere 
ist dabei, dass die praktische Umset-
zung im Mittelpunkt steht.

Bernd Rosenheinrich
Vorsitzender des LSB M-V e. V.

AG Seniorensicherheit beim LfK: 
Unterarbeitsgruppe tagte

Am 16. Februar 2021 tagte per Video-
konferenz eine Unterarbeitsgruppe 
der AG Seniorensicherheit des Lan-
desrates für Kriminalitätsvorbeu-
gung M-V (LfK). Thema der Sitzung: 
„Stand und weiteres Vorgehen beim 
Vorhaben Aufruf „Enkel gegen Enkel-
trick“. Coronabedingt gab es zahlrei-
che Hindernisse bei der planmäßigen 
Umsetzung. Aufgrund der pandemie-
bedingten Schulschließungen konn-
te von Anett Nuklies vom Präventi-
onsrat des Landkreises LWLPCH bis-
her der Kontakt zur Pilotschule nicht 
hergestellt werden. Janet Kunze-Gat-
termann als Vertreterin des Landes-
kriminalamtes berichtete, dass das 
LKA MV jährlich in Zusammenarbeit 
mit dem Caspar David Friedrich In-
stitut der Universität Greifswald ei-
nen Präventionsjahreskalender her-
ausbringt. Das LKA MV schlägt für das 
Jahr 2022 vor, die Themenbereiche 
Trickstraftaten zum Nachteil älterer 
Menschen und Zivilcourage zu ver-
binden. Studierende aus dem Fach-
bereich „Bildende Kunst“ werden da-
zu zu einem Wettbewerb aufgerufen 
und die besten Motive letztlich prä-
miert. Die Geschäftsführerin des LfK, 
Monika-Maria Kunisch, sagte finan-
zielle Unterstützung hinsichtlich der 
Preisgelder für den Kalender zu. Fer-
ner berichtete Kunze-Gattermann 
über erste Überlegungen hinsichtlich 
eines Projekttages an Schulen/Beruf-
lichen Schulen zum Thema Trickstraf-

Zahl der Älteren steigt weiter
Parallel zum Rückgang der Bevölkerungszahl wird sich in 
Deutschland auch die Altersstruktur verschieben. Das er-
gibt sich aus der koordinierten Bevölkerungsvorausbe-
rechnung des Statistischen Bundesamts in Wiesbaden. 
Während der Anteil der unter 20-Jährigen abnimmt und 
die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter stark schrumpft, 
wird 2060 etwa jede dritte Person 65 Jahre und älter sein. 
Der demografische Wandel zeigt sich besonders deutlich 

bei den Hochbetagten. Leben derzeit rund fünf Millionen 
80-Jährige und Ältere, so wird ihre Anzahl bis 2050 (bei 
stärkerer Zuwanderung) auf 9,9 Millionen steigen. Der An-
teil der 80-Jährigen und Älteren an der Gesamtbevölke-
rung betrug 2013 rund fünf Prozent, bis 2050 wird er sich 
auf 13 Prozent erhöhen. 2060 wird jede achte Person 80 
Jahre oder älter sein (12,3 Prozent) bzw. fast jede dritte 
Person 65 Jahre und älter (31,7 Prozent).

Fortsetzung von Seite 7
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taten zum Nachteil älterer Menschen. 
Die Ergebnisse der Sitzung der Un-
terarbeitsgruppe werden in der kom-
menden Sitzung der AG Seniorensi-
cherheit allen AG-Mitgliedern vorge-
stellt und Lösungsansätze zur Umset-
zung beraten.

Bernd Rosenheinrich
Leiter der AG Seniorensicherheit

*

Diskussionsrunde  
mit dem MV-Zukunftsrat

Im Februar war ein Vertreter des Lan-
desseniorenbeirates zur Teilnahme 
an einer Videokonferenz des MV-Zu-
kunftsrates eingeladen. Der 49-köpfi-
ge MV-Zukunftsrat mit Personen aus 
verschiedenen Regionen, Generatio-
nen, Lebensrealitäten und Professio-
nen wurde im September letzten Jah-
res von der Landesregierung berufen. 
Das Land erhofft von diesem Gremi-
um wichtige Impulse für die zukünf-
tige Entwicklung unseres Bundes-
landes Mecklenburg-Vorpommern. 
Das Ziel besteht in der Fortsetzung 
der bisherigen positiven Entwicklung 
und der ökologisch verträglichen, so-
zial gerechten und wirtschaftlich leis-
tungsfähigen Gestaltung des Lan-
des im neuen Jahrzehnt. Das Land 
braucht eine Nachhaltigkeitsstrate-
gie und den Bürgerdialog.
Den Vorsitz des MV-Zukunftsrates ha-
ben der Direktor und Geschäftsführer 
des Hamburger Weltwirtschaftsinsti-
tuts Professor Dr. Henning Vöpel und 
Dr. Franziska Tanneberger vom Insti-
tut für Botanik und Landschaftsöko-
logie an der Universität Greifswald 
übernommen. 
Vier Arbeitsgruppen zu den Themen 
„Wirtschaft“, „Soziales“, „Ökologie“ 
und „Digitalisierung“ wurden gebil-
det. Ein Teil des vom Kabinett be-
schlossenen Arbeitsprozesses des 
Zukunftsrats besteht darin, den ein-
geladenen Verbänden und Fraktio-
nen die bisherigen Arbeitsergebnis-
se vorzustellen und zu diskutieren. 
Die beiden Vorsitzenden begrüßten 

dazu die Anwesenden. Der Chef der 
Staatskanzlei, Staatssekretär Dr. Hei-
ko Geue, informierte über das Ziel 
und die bisherigen Ergebnisse. Die 
Teilnehmer hatten die Möglichkeit, 
in digitalen Arbeitsgruppen in 3-mi-
nütigen Statements eigene Stand-
punkte zu drei Leitfragen vorzutra-
gen:
• � Was ist ihr wichtigstes Zukunftsziel 

für ein nachhaltiges MV 2030?
• � Wo sehen Sie das größte Potential 

für MV?
• � Was brauchen Sie zur Aktivierung 

dieses Potentials?
Der Landesseniorenbeirat wurde ei-
ner Arbeitsgruppe unter Leitung der 
Professorin für Designforschung an 
der Universität der Künste Berlin und 
Mitglied des Zukunftsrates, Gesche 
Joost, zugeteilt.
Im mit dem Vorstand des Landesseni-
orenbeirats abgestimmtem Statement 
wurde auf die Aktualität der Hand-
lungsempfehlungen der Enquetekom-
mission „Älter werden in MV“ verwie-
sen. Gemäß Resolution des 11. Alten-
parlaments wurde erneut gefordert, 
die Mitbestimmung und Teilhabe der 
Jugendlichen des Landes in einem Ju-
gendmitwirkungsgesetz zu regeln. 
Wichtig für die Zukunft des Landes ist 
eine motivierte Jugend, die die Emp-
fehlungen des MV-Zukunftsrats verant-
wortungsvoll mit umsetzen wird. Des-
halb ist ein Landesjugendplan M-V und 
eine auskömmliche Finanzierung der 
Jugendarbeit unbedingt erforderlich.
Zum Abschluss soll der Zukunftsrat 
seine Empfehlungen der Landesre-
gierung übergeben. Diese werden zur 
weiteren Beratung auch dem Landtag 
zugeleitet.
Parallel zur Arbeit der Kommission wird 
gegen Ende des Jahres ein Online-Be-
teiligungsverfahren zu Zukunftsfragen 
des Landes gestartet. Auf diese Weise 
sollen auch die Bürgerinnen und Bür-
ger des Landes in die Entwicklung ei-
ner Zukunftsstrategie einbezogen wer-
den.

Bernd Rosenheinrich
Vorsitzender des LSB M-V e.V.

Ablesbare Altersuhr

Sturzgefahr  
wird größer

Biologisches Altern ist mehr als 
nur Verschleiß wie bei einem Auto 
oder einer Maschine. Im Innern je-
des menschlichen Körpers tickt un-
barmherzig eine biologische Al-
tersuhr, die irgendwann sagt: Jetzt 
ist Schluss. Wissenschaftler haben 
herausgefunden, wie sich diese Al-
tersuhr ablesen lässt, jetzt wollen 
sie daran drehen. In ihren Laboren 
entstehen Wirkstoffe, die das Räder-
werk aufhalten und somit das Al-
tern an der Wurzel packen könnten.
Verschiedene Substanzen verlang-
samen den natürlichen Alterungs-
prozess und versprechen nicht nur 
längeres Leben, sondern auch Ge-
sundheit im Alter. Die ersten klini-
schen Studien haben begonnen, 
und – wen wundert’s – die Nach-
frage nach dem Jungbrunnen auf 
Rezept ist groß.

Je älter Menschen werden, des-
to leichter stürzen sie. Die Kraft 
der Muskeln und der Augen lässt 
nach. Kreislaufstörungen können 
dazu führen, dass einem häufi-
ger schwindlig wird. „Wir schätzen, 
dass etwa 30 Prozent der Men-
schen über 65 Jahre mindestens 
einmal pro Jahr hinfallen“, sagt Cle-
mens Becker, Chefarzt der Klinik für 
geriatrische Rehabilitation am Ro-
bert-Bosch-Krankenhaus in Stutt-
gart. Bei Menschen, die älter als 80 
Jahre sind, fällt bereits jeder Zwei-
te mindestens einmal im Jahr hin.
Ältere Menschen, die einmal ge-
stürzt sind, haben ein erhöhtes 
Risiko, erneut hinzufallen. Darauf 
weist der Hamburger Arzt für Inne-
re Medizin Wolfgang Wesiack hin. 
Er ist Präsident des Berufsverbands 
Deutscher Internisten.
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Änderung des LBGG M-V 
Ausbau der gesellschaftlichen Teilhabe von Behinderten

Corona-Testungen in Pflegeheimen 
Erhöhung der Testanzahl für Pflege-Personal und verschärfte Schutzmaßnahmen

Das Landeskabinett hat am 5. Januar 
2021die Änderung des Landesbehin-
dertengleichstellungsgesetzes (LBGG 
M-V) beschlossen. Der Gesetzentwurf 
geht nun in die parlamentarische Be-
ratung in den Landtag.
„Mit der beabsichtigten Novelle wol-
len wir Benachteiligungen von Men-
schen mit Behinderungen weiter be-
seitigen“, erläuterte Sozialministerin 
Stefanie Drese nach der Sitzung der 
Landesregierung. Ziel sei es, Men-
schen mit Behinderungen die gleich-
berechtigte und möglichst selbstän-
dige Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft zu ermöglichen.
Ministerin Drese hob insbesondere 
die Weiterentwicklung des Integrati-
onsförderrates zu einem Inklusions-
förderrat für Menschen mit Behinde-
rungen hervor. „Mit dieser Änderung 
stärken wir die Vereine und Verbände 
der Menschen mit Behinderungen in 

ihrer Aufgabenwahrnehmung“, sagte 
Drese. 
Das aus ehrenamtlich Mitgliedern 
bestehende Gremium berät und un-
terstützt die Landesregierung bei 
der Herstellung gleichwertiger Le-
bensbedingungen für Menschen mit 
und ohne Behinderungen. Es hat das 
Recht, der Landesregierung geeigne-
te Vorschriften vorzuschlagen. Wenn 
Gesetzentwürfe eingebracht oder an-
dere Rechtsvorschriften erlassen wer-
den sollen, ist der Förderrat anzuhö-
ren, wenn die Belange von Menschen 
mit Behinderungen und chronischen 
Erkrankungen betroffen sind.
Ein weiterer wichtiger Punkt der ge-
planten Änderung des LBGG ist die 
Einführung der verständlichen und 
„Leichten Sprache“ im Verwaltungs-
verfahren aller staatlichen Ebenen 
(Bund, Länder, Kommunen). Dazu sei-
en auch Fortbildungen für die Mitar-

beiter in der barrierefreien Kommuni-
kation notwendig und vorgesehen, 
so Drese.
Ein weiterer Schwerpunkt des novel-
lierten LBGG ist der weitere Abbau 
von Barrieren in Landesbauten. Dre-
se: „Für landeseigene Neubauten und 
große Um- und Erweiterungsbau-
ten ist eine Barrierefreiheit nach dem 
Stand der Technik vorgesehen. Wir 
wollen dabei auch die Gebäudeteile 
mit Publikumsverkehr barrierefrei ge-
stalten, die nicht unmittelbar von den 
baulichen Maßnahmen selbst betrof-
fen sind.“

Am 03. März nach Redaktionsschluss 
führt der Sozialausschuss des Landta-
ges eine öffentliche Anhörung zu die-
sem Thema durch. Der Landessenio-
renbeirat ist ebenfalls aufgefordert, sei-
nen Standpunkt in einer schriftlichen 
Stellungnahme vorzulegen.

Am 8. Februar ist die aktualisier-
te „Pflege und Soziales Corona-Ver-
ordnung M-V“ in Kraft getreten. Auf 
Grund des hohen Infektionsgesche-
hens insbesondere in den vollstatio-
nären Pflegeeinrichtungen muss das 
Personal spätestens ab einem Inzi-
denzwert von 50 im örtlichen Zustän-
digkeitsbereich eines Landkreises be-
ziehungsweise einer kreisfreien Stadt 
oder im gesamten Land nunmehr 
mindestens dreimal wöchentlich 
getestet werden. Bisher waren wö-
chentlich zwei Tests vorgeschrieben. 
„Durch die Analyse von Ausbruchs-
geschehen in unserem Sachverstän-
digengremium Pflege ist deutlich 
geworden, dass der wesentliche Vi-
ruseintrag durch Personal und auf-
suchende Dritte erfolgt“, begründet 

Sozialministerin Stefanie Drese die 
nochmalige Erhöhung der Testun-
gen. „Die aktuelle Corona-Pflegever-
ordnung schärft daher zudem die Re-
gelungen für das Personal, zum Bei-
spiel durch eine dauerhafte Masken-
pflicht auch in den Pausen.“
Darüber hinaus sind nach Auskunft 
von Drese Besuchende und Dritte 
wie Therapeuten oder Ärzte weiter-
hin stets vor Zutritt zu testen, oder 
sie bringen ein gültiges Testergebnis 
mit. Bei einem Inzidenzwert über 150 
ist maximal ein Besuch pro Woche 
durch eine (zuvor festzulegende) Be-
suchsperson erlaubt.
Für die verstärkten Testungen stehen 
Soldatinnen und Soldaten der Bun-
deswehr als unterstützende Kräfte 
zur Verfügung. Außerdem hat das So-

zialministerium gemeinsam mit Ver-
bänden und Institutionen des sozi-
alen Bereichs mobile Test-Teams für 
die Alten- und Pflegeeinrichtungen 
sowie die Angebote der Eingliede-
rungshilfe aufgebaut, die seit dem 1. 
Februar im Einsatz sind. Drese: „Wir 
appellieren an alle Einrichtungen so-
wie an die Landkreise und kreisfreien 
Städte, diese Hilfen auch anzufordern 
und in Anspruch zu nehmen.“ 
Ministerin Drese betonte zudem, wie 
wichtig die strikte und konsequente 
Einhaltung der Hygiene- und Schutz-
maßnahmen sowie des verpflichten-
den Testkonzepts sei. Hierbei solle die 
zuständige Heimaufsicht der Land-
kreise bzw. kreisfreien Städte bera-
tend und kontrollierend noch stärker 
zum Einsatz kommen.� n
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EhrenamtsKarte MV mit 125 Partnern 
Nach fünf Monaten nutzen schon 2.150 Ehrenamtliche die Vergünstigungen

Unterstützung für die Pflegeeinrichtungen 
400.000 Testkits und personelle Entlastung durch die Bundeswehr

Sozialministerin Stefanie Drese zieht 
eine sehr positive Zwischenbilanz 
zur EhrenamtsKarte MV. „Mit mittler-
weile 125 Partnern und 250 Angebo-
ten entwickelt sich unsere neue lan-
desweite Bonuskarte dynamisch und 
beinhaltet viele attrakti-
ve Leistungen und Ver-
günstigungen für Kar-
teninhaberinnen und 
Karteninhaber“, sagte 
Drese zum Jahresende 
2020. „Ich freue mich, 
dass wir als Landesre-
gierung gemeinsam mit 
der Ehrenamtsstiftung 
MV und den acht Mit-
MachZentralen solch ein 
schönes Angebot zur Würdigung der 
Leistung vieler Menschen im Land 
schaffen.“
Bereits über 2.150 ehrenamtlich Ak-
tive haben die EhrenamtsKarte MV 
seit dem Start im August 2020 erhal-
ten. Für den Erhalt der Karte müssen 

einige Voraussetzungen erfüllt sein, 
wie z.B. mindestens fünf Stunden pro 
Woche bzw. 250 Stunden im Jahr eh-
renamtliches Engagement, das kon-
tinuierlich in den letzten drei Jahren 
(bei Jugendlichen zwischen 14 und 

17 Jahren ein Jahr) ausgeübt wurde.
Ministerin Drese zeigte sich erfreut, 
dass viele Unternehmen, Institutio-
nen und Einrichtungen trotz der Co-
rona-Krise die Ehrenamtskarte un-
terstützen. Zu den 125 Partnern ge-
hören z.B. Einzelhändler, Tankstellen, 

Fast-Food-Filialen, Bäckereien, Auto-
vermieter, Krankenkassen, Restau-
rants, Hotels, Freizeit-, Wellness-, Kul-
tur- und Ausflugseinrichtungen so-
wie Sportvereine. Drese betonte, dass 
die EhrenamtsKarte MV noch attrak-

tiver werden solle. „Dar-
an arbeiten wir auch im 
kommenden Jahr.“
Auf der Website www.
ehrenamtskarte-mv.de 
finden sich detaillierte 
Informationen zu den 
Voraussetzungen zum 
Erhalt der Karte. Es kön-
nen dort Anträge ge-
stellt und die teilneh-
menden Partner und 

deren Angebote gefunden werden. 
Auch interessierte Unternehmen und 
Institutionen können über die Web-
site direkt Kontakt aufnehmen. Kern-
stück ist die große Landkarte, die al-
le Angebote einfach und geografisch 
übersichtlich darstellt.� n

Durch die zunehmenden Infektions-
fälle in den Pflegeheimen und Ein-
richtungen der Eingliederungshilfe 
sowie in Umsetzung der Bund-Län-
der-Beschlüsse hat die Landesregie-
rung weitere Maßnahmen im Pfle-
ge- und Sozialbereich ergriffen. So 
trat am 16. Dezember 2020 die aktu-
alisierte Pflege und Soziales Corona-
Verordnung in Kraft. Das Land orga-
nisierte zudem zusätzliche Hilfen ins-
besondere für die Durchführung der 
Testungen. 
„Wir wollen in einer gemeinsamen 
Kraftanstrengung unsere Pflegeein-
richtungen und besonderen Wohn-
formen für Menschen mit Behin-
derungen noch stärker schützen. 

Gleichzeitig sollen die Einrichtungen 
geöffnet bleiben.“, betonte Sozialmi-
nisterin Stefanie Drese in Schwerin.

Wichtige Änderungen bzw. Regelun-
gen sind:

Besuchsregelungen in Pflegeheimen 
und besonderen Wohnformen der 
Eingliederungshilfe:
ab 7-Tages-Inzidenz von 50: ein fester 
Besuchender (Besuch täglich möglich) 
ab 7-Tages-Inzidenz von 100: gleiche 
Regelungen, aber Besuch höchstens 
an drei Tagen pro Woche 
ab 7-Tages-Inzidenz von 200: gleiche 
Regelungen, aber Besuch höchstens 
an einem Tag pro Woche

ab 21. Dezember 2020 ist ein negati-
ver Test des Besuchenden notwendig 
(in der Regel PoC-Antigen-Test durch 
die Einrichtung); Zutritt auch bei Vor-
lage von PCR-Test (innerhalb 72 Stun-
den) möglich

Testkonzept
Für alle Pflegeeinrichtungen (ein-
schließlich der ambulante Pflege und 
Tagespflege) und Angebote der Ein-
gliederungshilfe (einschließlich be-
sondere Wohnformen und WfbM) ist 
ein Testkonzept auf Grundlage der 
Coronatest VO verpflichtend.

Fortsetzung auf Seite 12
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Testpflicht des Personals
Die neue Verordnung enthält die Ver-
pflichtung, das Personal regelmäßig 
zu testen: mindestens zweimal pro 
Woche.

Das Land beschaffte darüber hinaus 
400.000 zusätzliche Testkits für die 
Pflege- und Behinderteneinrichtun-
gen. Zur Durchführung der Testun-
gen und als helfende Hände sollten 
außerdem Soldatinnen und Soldaten 
der Bundeswehr zum Einsatz kom-

men, die damit die Einrichtungsträ-
ger personell unterstützten. „Ich bin 
dem Kommandeur des Landeskom-
mandos Mecklenburg-Vorpommern, 
Brigadegeneral Markus Kurczyk, sehr 
dankbar für die zugesagte Unterstüt-
zung“, sagte Ministerin Drese. � n

Hilfe für Pflegeeinrichtungen 
Start von mobilen Test-Teams in MV

PflegeMesse und Landespflegekongress 
Im Jahr 2021 können beide Veranstaltungen nicht stattfinden

Verbände und Institutionen des sozi-
alen Bereichs bauen gemeinsam mit 
dem Sozialministerium mobile Test-
Teams zur Unterstützung der Alten- 
und Pflegeeinrichtungen bei den Tes-
tungen vor Ort (PoC-Antigen-Tests) auf. 
Am 1. Februar hat die zentrale Koordi-
nierungsstelle der Johanniter-Unfallhil-
fe (JUH) für die Mobilen Testteams ihre 
Arbeit aufgenommen. „Mecklenburg-
Vorpommern ist das erste Bundesland 
mit solch einem flächendeckenden An-
gebot“, betonte Sozialministerin Stefa-
nie Drese zum Start des Projekts. „Mit 
den mobilen Teams erhalten die durch 
Corona stark belasteteten Einrichtun-
gen der Pflege und Eingliederungshil-
fe gezielte Hilfe bei den notwendigen 
engmaschigen Testungen vor Ort.“

Aufgrund des hohen Infektionsge-
schehens besteht nach der Corona-
virus-Testverordnung und der Pflege 
und Soziales Corona-Verordnung M-V 
eine umfangreiche Test-Verpflichtung 
für Personal und Besucher. „Da diese 
Bestimmungen nach aktuellem Stand 
noch über längere Zeit bestehen und 
damit ein erheblicher Mehraufwand 
in den stationären Einrichtungen ent-
steht, steuern Sozialministerium MV 
und Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. schon 
jetzt den voraussichtlichen Engpässen 
entgegen“, sagt Dominic Fricke, Mit-
glied des Regionalvorstandes der Jo-
hanniter-Unfall-Hilfe in MV.
Die Test-Teams werden von Mitarbei-
tern anerkannter Hilfsorganisationen 
und weiterer Einrichtungen gebildet, 

die hierfür über entsprechende Erfah-
rungen verfügen. Sie werden jeweils 
regional eingesetzt. Die JUH organi-
siert dabei die Einsatzteams und die 
Einsatzzeiten an zentraler Stelle und 
dokumentiert die Testungen und Test
ergebnisse. Das bedeutet eine gro-
ße Entlastung für die Einrichtungen, 
denn die Personalsituation im Pflege-
bereich ist bereits jetzt – beispielswei-
se durch Erkrankungen oder Quaran-
tänesituation – belastet. 
Räumlichkeiten zur Durchführung der 
Testungen sowie Testmaterial und per-
sönliche Schutzausrüstung werden 
durch die anfordernden Institutionen/
Einrichtungen gestellt. Die Kosten der 
Koordinierungsstelle werden zentral 
durch das Land M-V übernommen.� n

Die im Mai in der Hanse- und Univer-
sitätsstadt Rostock geplante Pflege-
Messe findet nicht statt. Davon be-
troffen ist auch der in die Messe in-
tegrierte Landespflegekongress. Dar-
auf haben sich die „in Rostock GmbH 
Messen, Kongresse & Events“ als Ver-
anstalter und der Landespflegeaus-
schuss unter Vorsitz des Ministeriums 
für Soziales, Integration und Gleich-

stellung verständigt. Einen Ersatzter-
min im Jahr 2021 wird es aufgrund 
der unsicheren Perspektive und der 
notwendigen Vorlaufzeit nicht ge-
ben. Die nächste PflegeMesse mit 
dem Landespflegekongress wird da-
mit im September 2022 stattfinden. 
Die PflegeMesse hat sich als Fach- 
und Kongressmesse für Reha, The-
rapie und Pflege seit 2011 zum füh-

renden Pflegetreffpunkt in Mecklen-
burg-Vorpommern entwickelt. Rund 
3.500 Fachbesucherinnen und -be-
sucher kommen in die HanseMesse 
Rostock, um sich über innovative Lö-
sungen und zukunftsweisende Pro-
dukte und Dienstleistungen im Pfle-
gebereich zu informieren. Außerdem 
bietet die PflegeMesse ein abwechs-
lungsreiches Begleitprogramm.� n

Fortsetzung von Seite 11

Man erlebt nicht das, was man erlebt, sondern wie man es erlebt
Wilhelm Raabe (1831-1910), deutscher Erzähler
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Seit 2008 wird im Rahmen der Veran-
staltungsreihe ERINNERN, BETRAUERN, 
WACHRÜTTELN jährlich in Mecklen-
burg-Vorpommern der Menschen mit 
seelischen, geistigen und körperlichen 
Behinderungen gedacht, die im Nati-
onalsozialismus aus diesen Gründen 
zwangssterilisiert oder im Rahmen der 
„NS-Euthanasie“ in Mecklenburg und 
Vorpommern ermordet wurden.
Auch in diesem Jahr erinnerte der 
Landesverband Sozialpsychiatrie M-V 
am 27. Januar an das Schicksal der 
Opfer des Nationalsozialismus. Erst-
mals widmete sich diese Veranstal-
tungsreihe den jüngsten Opfern der 

„NS-Euthanasie“, den Kindern und Ju-
gendlichen mit seelischer, körperli-
cher und geistiger Beeinträchtigung.
Wie so vieles anderes konnte auch die 
diesjährige Veranstaltung nur weitest-
gehend virtuell stattfinden. Im kleinen 
Kreis wurde stellvertretend für alle 
Teilnehmenden am Vortag am Mahn-
mal auf dem Gelände des Schweriner 
Helios-Klinikums eine Andacht abge-
halten und eine Kranzniederlegung 
durchgeführt. Eine Reihe von Gruß-
worten und Videos konnten online 
gelesen und betrachtet werden, dar-
unter ein Vortrag über das Kinderheim 
Lewenberg 1867-1943.� n

Mecklenburg-Vorpommern

Bildung belebt 
Die Seniorenhochschule kann jetzt von jedermann digital besucht werden

Mahnmal auf dem Gelände des Schwe-
riner Helios-Klinikums.

Erinnern, Betrauern, Wachrütteln 
Landesweite Gedenkveranstaltung 2021 fand digital statt

Die Hochschule Neubrandenburg 
bietet Vorträge zu Themen aus Wis-
senschaft und Forschung speziell für 
Senioren an, unabhängig von deren 
Bildungsgrad. Seit Anfang des Jahres 
wird das Programm in digitalem For-
mat übertragen. Themen im Januar 
und Februar waren „Sarkopenie: al-
ters- und krankheitsbedingter Mus-
kelschwund“, „Gesünder durch Enga-

gement – engagiert für Gesundheit“ 
und „Können wir mit Algen die Welt 
retten?“.
Eine Anmeldung für die Vorlesungen 
ist nicht notwendig. Die Teilnahme 
erfolgt nach Wahl des Vortragsthe-
mas im „Veranstaltungskalender“ auf 
www.hs-nb.de. Bei technischen Fra-
gen gibt es Hilfe unter der Rufnum-
mer 0395/56 93 11 20.� n

Seit mittlerweile 14 Jah-
ren finden im Land M-V 

EhrenamtMessen statt. Sie geben Ver-
einen und Initiativen die Möglichkeit 
der Präsentation ihrer Angebote, haben 
das Potenzial, Engagierte für ein Ehren-
amt zu gewinnen und dienen dem Er-
fahrungsaustausch und der Netzwerk-
bildung unter den regional agieren-
den Vereinen und Initiativen.  In diesem 
Jahr feiern die EhrenamtMessen im 

Land M-V am 29. Mai 2021 an der Hoch-
schule Neubrandenburg das 14. Jubi-
läum. Allerdings nicht, wie in den Vor-
jahren üblich, als Präsenzveranstaltung, 
sondern coronabedingt als digitale Eh-
renamtMesse. Das ist ein Novum. 
Die Vorbereitungen dazu, die die Mit-
glieder der „Landesarbeitsgemein-
schaft EhrenamtMessen“ gemeinsam 
mit den MitMachZentralen und der 
Ehrenamtsstiftung M-V leisten, sind 

in vollem Gange. Auch der Landesse-
niorenbeirat M-V ist beteiligt. Vereine, 
Verbände und Initiativen im Land M-V 
sind aufgerufen, aktiv mitzugestalten, 
ob durch Live-Streams oder mittels au-
diovisueller Vereinsporträts. Diese wer-
den auf der neuen Web-Plattform ab 
Mai 2021 allen interessierten Bürgerin-
nen und Bürgern präsentiert, um Men-

14. EhrenamtMessen 2021 
Veranstaltung findet erstmals in digitaler Form statt

Foto: Hochschule Neubrandenburg

Fortsetzung auf Seite 14
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schen für ein Ehrenamt zu gewinnen. 
Klar ist, je mehr Vereine sich an der Di-
gitalen EhrenamtMesse beteiligen, 
desto erfolgreicher ist die gemeinsa-
me Arbeit. Deshalb wünschen sich die 
Organisatoren in dieser ersten Phase: 
• � Tauschen Sie sich im Verein zu un-

serem Anliegen der Digitalen Eh-
renamtMesse aus 

• � Überlegen Sie sich, ob sich Ihr Ver-
ein vorstellen kann, sich bildlich auf 
unserer Webseite zu präsentieren 

• � Teilen Sie unsere geplanten Vor-
haben durch Information weiterer 
Vereine in Ihrem Umfeld 

• � Bringen Sie Ihre Fragen und Anre-
gungen in unsere Arbeit ein: wir 
sind seit Februar täglich erreichbar: 
Telefon: 0385/5 91 47-13, E-Mail: 
ehrenamt@drk-mv.de

Die digitale EhrenamtMessen sind 
eingebettet in die 2. Engagement-
Fachtage (vom 26.-28.05.2021) und 
in die Verleihung der Engagement-
preise des Landes M-V, die am 5. Juni 
2021 stattfindet. 
Das Land M-V unterstützt die Digita-
le EhrenamtMesse 2021 mit einem 
Sachkostenzuschuss. 
Webseite + Anmeldung: 
www.ehrenamtmessen-mv.de

Im März 2011 nahm in Pasewalk der 
erste Pflegestützpunkt Mecklenburg-
Vorpommerns seine Arbeit auf. Allein 
im vergangenen Jahr führten die drei 
Pflegeexperten rund 1.700 Gesprä-
che und Beratungen durch. Insgesamt 
hatte der Pflegestützunkt seit 2011 ca. 
13.000 Kontakte mit umfangreicher 
Beratung. Der Seniorenkurier sprach 
mit Ralf Limp, Sozialberater der ersten 
Stunde im Pflegestützpunkt Pasewalk.

10 Jahre Pflegestützpunkt. Was be-
deutet das für Sie?
Ralf Limp: Wie die Zeit vergeht – tat-
sächlich wurde vor zehn Jahren, am 
30. März 2011, unser Pflegestützpunkt 
(PSP) als erster seiner Art in MV geöff-
net. Seitdem hat die Nachfrage nach 
Beratung im Land mächtig an Fahrt 
aufgenommen. Kurz nach unserer 
Gründung wurden schnell zwei wei-
tere Pflegestützpunkte in Rostock und 
Güstrow eingerichtet. Heute gibt es 
insgesamt neunzehn – also mindes-
tens zwei Stützpunkte in jedem Land-
kreis. Aus Sicht der Mitarbeitenden 
in den Stützpunkten war schon nach 
kurzer Zeit klar: hier hat die Landes-
politik gemeinsam mit Kranken- und 
Pflegekassen sowie Kommunen eine 
gute Entscheidung getroffen, denn 

der Bedarf an Pflegeberatung ist im-
mens. Deshalb sind die Beratungs-
stellen auch eine feste Anlaufstelle für 
jeden pflegebedürftigen Menschen 
und dessen Angehörige in der Region. 
Die Beraterinnen und Berater, die sich 
für die Arbeit im Pflegestützpunkt ent-
schieden haben, sind nach wie vor mit 
Freude dabei. Einige sind wie ich von 
Anfang an dabei und echte Urgestei-
ne, so mein Kollege Peter Zander und 
meine Kollegin Maren Krüger. Unab-
hängig wie lange jede oder jeder da-
bei ist – wir alle sind froh und auch ein 
wenig stolz, dass wir seit der ersten 
Stunde an dieser positiven Entwick-
lung mitwirken konnten.

Was zeichnet aus Ihrer Erfahrung 
den PSP Pasewalk aus?
Ralf Limp: Die Besonderheit in unse-
rem Land ist, dass die Pflegestützpunk-
te gemeinsam und zu gleichen Teilen 

von den Kranken- und Pflegekassen 
im Land sowie den Landkreisen und 
kreisfreien Städten getragen werden. 
Deshalb können die Mitarbeitenden 
eine Rundum-Beratung zu allen The-
men in der Pflege anbieten, sozusa-
gen als Beratung aus einer Hand. Die 
Pflege- und Sozialberater beraten kos-
tenlos und neutral, begleiten die Pfle-
gebedürftigen und Ihre Angehörigen 
vom ersten Kontakt bis zur Umsetzung 
der Lösung ihres individuellen Prob-
lems. Wir koordinieren alle für Versor-
gung und Betreuung wesentlichen 
pflegerischen und sozialen Unterstüt-
zungsangebote und vieles mehr. Seit 
Herbst 2019 sind wir auch Servicestel-
le für ehrenamtlich engagierte Nach-
barschaftshelfer. Insgesamt sind das 
sehr anspruchsvolle Aufgaben – aber 
welche, die viel Spaß machen. Es ist 
schön, Menschen zu helfen.

Was wünschen Sie sich für die Zu-
kunft?
Ralf Limp: (lacht) Ganz klar – wenn wir 
einmal zehn Jahre nach vorne schauen, 
dann wünschen wir uns als Team Pfle-
gestützpunkte Pasewalk einfach noch 
mehr Arbeit. Deshalb ist es unser ge-
meinsames Ziel nach zehn Jahren er-
folgreicher Arbeit, unsere Angebote 
und Kompetenzen noch bekannter zu 
machen, damit noch mehr Betroffene 
von unseren umfangreichen Beratungs-
angeboten profitieren können.� n

10 Jahre Pflegestützpunkt Pasewalk 
Ein Modellprojekt hat sich bewährt

Die drei Pflegeexperten des PSP Pase-
walk (von links): Ralf Limp, Maren Krü-
ger und Peter Zander

Fortsetzung von Seite 13
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Im September 2015 unterzeichne-
ten alle 193 UN-Mitgliedsstaaten die 
Agenda 2030. In deren Mittelpunkt 
stehen 17 UN-Nachhaltigkeitsziele. Mit 
ihrem Erreichen sollen bis 2030 Armut 
und soziale Ungleichheit beseitigt so-
wie die Lage von Klima, Artenvielfalt 
und Menschenrechten verbessert wer-
den. Im Herbst 2016 hat Deutschland 
mit dem Klimaschutzplan 2050 die im 
Pariser Abkommen von 2015 gefor-
derte Langfriststrategie zum Klima-
schutz vorgelegt. Bis zum Jahr 2050 
will Deutschland „weitgehend treib
hausgasneutral“ werden. Bis 2030 sol-
len hierfür die Treibhausgase um min-
destens 55 Prozent gegenüber dem 
Niveau von 1990 reduziert werden. Im 
Klimaschutzgesetz (KSG) vom Herbst 
2019 werden diese allgemeinen Ziele 
durch konkrete Minderungsvorgaben 
für einzelne Sektoren und Fachressorts 
festgeschrieben.
Für Mecklenburg-Vorpommern ergibt 
sich somit ein doppelter Handlungs-
rahmen: Einerseits die Umsetzung der 
17 UN-Nachhaltigkeitsziele, anderer-

seits der Beitrag für das Erreichen der 
nationalen und globalen Klimaziele in 
und durch Mecklenburg-Vorpommern.
Durch die seit Ende 2019 bestehende 
Covid19-Pandemie ist die Notwen-
digkeit für themen- und ressortüber-
greifende Lösungen dringlicher denn 
je geworden. Eine Vielzahl von Her-
ausforderungen muss nun kurzfristig 
und gleichzeitig angegangen wer-
den. Diese Aufgabe ist weder aus ein-
zelnen Ministerien heraus noch durch 
Politik und Verwaltung allein zu be-
wältigen und zu vermitteln. Hierfür 
bedarf es eines übergreifenden Dis-
kussions- und Lösungsprozesses mit 
weiteren Teilnehmenden aus Wissen-
schaft, Wirtschaft, Kultur und Zivilge-
sellschaft.
Die MV Zukunftsstrategie ist ein viel-
schichtiger Prozess der Experten- und 
Bürgerbeteiligung. Ziel ist es, die not-
wendige Transformation und den er-
forderlichen Strukturwandel in Wirt-
schaft und Gesellschaft in Richtung 
Nachhaltigkeit und zur Erreichung 
der Pariser Klimaziele zu gestalten.

Gesucht werden nun Gedanken und Lö-
sungsvorschläge der Bürger für ein wirt-
schaftlich fortschrittliches, ökologisch 
stabiles und sozial gerechtes MV 2030.
Im Rahmen des digitalen Angebots 
zur MV Zukunftsstrategie für Bürgerin-
nen und Bürger wird eine Online-Betei-
ligung ermöglicht. Hier können Ideen 
und Lösungsvorschläge für ein wirt-
schaftlich fortschrittliches, ökologisch 
stabiles und sozial gerechtes MV 2030 
eingebracht werden. Die Beiträge wer-
den nach Prüfung auf Datenschutz- und 
Nutzungsbedingungen auch veröffent-
licht. Sie werden im Zukunftsreferat der 
Staatskanzlei gelesen und bei Bedarf 
moderiert. Die im Verlauf der mehrstu-
figen Online-Bürgerbeteiligung gewon-
nenen Erkenntnisse werden im Frühjahr 
2021 ebenfalls der Landesregierung 
zur Prüfung und Vorbereitung von Ent-
scheidungen zugeleitet. Hieraus sollen 
Eckpunkte der MV Zukunftsstrategie 
und ein Prozess ihrer Fortschreibung bis 
2030 entwickelt werden.
Mitmachen im Internet auf „mv2030.
mitdenken.online“.

Bürger-Ideen sind gefragt! 
Online-Bürgerbeteiligung zu „MV 2030 mitdenken“

Während der Corona-Pandemie hat 
das Kompetenzzentrum der Deut-
schen Alzheimer Gesellschaft LV M-V 
e.V. sein Schulungsprogramm „De-
menz Partner“ digitalisiert. Damit kön-
nen trotz der Kontaktbeschränkungen 
die Kurse und auch ein neues Format, 
der Demenz Partner Workshop, wei-
terhin durchgeführt werden. 
Der Demenz Partner Kurs vermittelt 
neben Informationen zum Krankheits-
bild wertvolle Tipps zum Umgang mit 
Menschen mit Demenz. Teilnehmen-
de an der Schulung werden Demenz 
Partner und damit Teil einer deutsch-
landweiten Kampagne. Als Teilnahme-

bestätigung schickt die Demenz Part-
ner-Initiative der Deutschen Alzhei-
mer Gesellschaft eine Urkunde zu. Da-
mit wird signalisiert, dass man mehr 
wissen will über Demenz und die Alz-
heimererkrankung. Das Verständnis 
der Besonderheiten hilft, auf Men-
schen mit Demenz zuzugehen bzw. 
angemessen zu reagieren. 

In Mecklenburg-Vorpommern wurden 
durch das Kompetenzzentrum bereits 
vor der Corona-Pandemie über 600 
Menschen geschult. Dazu gehören Se-
nioren und Ehrenamtliche, Mitarbeiten-
de in Institutionen, Verkehrsbetrieben 
und Studenten der Polizeifachschule. 

Demenz Partner Digital 
Schulungsangebot der Deutschen Alzheimer Gesellschaft in M-V jetzt auch online
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Um auch unter den aktuellen Bedin-
gungen dieses Angebot für die Öf-
fentlichkeit aufrecht zu erhalten, wur-
den die Kurse jetzt digitalisiert und 
können aktuell mit Hilfe eines Video-
konferenzsystems durchgeführt wer-

den. Interaktive Elemente gestalten 
das neue Online-Angebot interes-
sant und abwechslungsreich. Es wird 
bereits gut angenommen. So waren 
zum Beispiel ehrenamtliche Helferin-
nen und Helfer, die sich im Verein IN 
VIA e.V. um alleinlebende Menschen 
im Quartier kümmern, dankbar, dass 

somit trotz der Corona-Pandemie viel 
Wissenswertes und Hilfreiches ver-
mittelt werden konnte.
Gemeinsam mit dem Paritätischen 
Wohlfahrtsverband M-V wurde zu-
sätzlich ein erweitertes Angebot ent-
wickelt. Im Rahmen eines vierstündi-
gen Workshops wurden Jugendliche 
im Rahmen ihres Bundesfreiwilligen-
dienstes bzw. Freiwilligen Sozialen 
Jahres digital geschult. Auch die Ar-
beiterwohlfahrt M-V hat dieses Ange-
bot dankend wahrgenommen. Das 
Feedback seitens der Teilnehmen-
den der Verbände war sehr gut. Mit 
diesem neuen Schulungsformat kön-
nen somit zunehmend auch jüngere 
Menschen an das Thema Demenz he-
rangeführt werden. 
Weitere Info: Kompetenzzentrum De-
menz M-V, Dr. Armin Keller und Marina 
Stark-Drenkhahn, Tel.: 0381/20 87 54-
03/04, www.alzheimer-mv.de

Die Mitarbeiter des Kompetenzzentrums Demenz Dr. Armin Keller und Marina 
Stark-Drenkhahn führen die digitalen Schulungsangebote durch.

Bedingt durch den demografischen 
Wandel steigt der Versorgungsbedarf 
älterer Menschen, die Ressourcen blei-
ben aber begrenzt. Über eine Struk-
turierung der vorhandenen Angebo-
te will der Förderverein GERIO e.V. aus 
Tessin Ressourcen-Klarheit schaffen.
Sein Hauptaugenmerk liegt auf der 
Optimierung der akut- und rehabilita-
tiven Versorgung geriatrischer (alter) 
Patienten durch Vernetzung von Ange-
boten zur geriatrischen Versorgung in 
der Region Rostock. Ziel ist es, die Dar-
stellung und Förderung geriatrischer 
Versorgungsformen aktiv zu gestalten.
Zum Förderverein gehört ein aner-
kannter Betreuungsverein, in dem drei 
gerichtlich bestellte Berufs-Betreue-
rinnen sich um Personen kümmern, 
die aufgrund von Krankheit und Be-
hinderung ihre persönlichen Angele-
genheiten nicht alleine besorgen kön-
nen. Zu den Betreuten zählen auch 
viele ältere Menschen.

GERIO-Mitglieder sind in den verschie-
denen Sektoren der geriatrischen 
Versorgung tätig – gemeinsam wird 
Schritt für Schritt ein geriatrischer Ver-
sorgungsverbund aufgebaut. Dazu 
gehören Arztpraxen, ambulante Pfle-
gedienste, Therapiepraxen, Kranken-
häuser, eine Reha-Klinik, Pflegeheime 
– aber auch wichtige Verbände wie die 
deutsche Alzheimer Gesellschaft M-V 
und regionale Partner wie der Land-
kreis Rostock oder die Stadt Tessin.
In der täglichen Arbeit mit älteren 
Menschen entwickeln die Akteure 
ständig neue Ideen zur Verbesserung 
der geriatrischen Versorgung. Diese 
Ideen werden nach und nach in kon-
krete Projekte verwandelt und von Ar-
beitsgruppen innerhalb des Netzwer-
kes erarbeitet. So entsteht aus einer 

Idee ein weiterer Schritt zu einer ver-
besserten Versorgung.
Eines der großen Projekte ist die Mit-
arbeit an der geriatrischen elektro-
nischen Fallakte, die landesgefördert 
ist. Bei der Überleitung und Entlas-
sung von Patienten kommt es an den 
Schnittstellen häufig zum Verlust wich-
tiger Informationen (Befunde, Rezep-
te). Die Elektronische Fallakte eines Pa-
tienten bietet eine strukturierte Sicht 
auf alle relevanten Dokumente der in-
volvierten Ärzte und Leistungserbrin-
ger – von Arztbriefen, Befunden und 
OP-Berichten bis zum Röntgenbild.
Ein weiteres Herzensprojekt ist die 
Wanderausstellung von Peter Gay-
mann, die durch Fördergelder aus der 
NDR-Benefizaktion „Hand in Hand für 
Norddeutschland“ von der Deutschen 
Alzheimer Gesellschaft Landesver-
band M-V e.V., finanziert wurde und al-
len interessierten Austellern und Besu-
chern kostenfrei zur Verfügung steht. 

Akut- und rehabilitative Versorgung 
Verein zur Vernetzung und Förderung geriatrischer Versorgungsformen

Fortsetzung von Seite 15



Ausgabe 1 / 2021  |  26. Jahrgang  |  Seite 17Mecklenburg-Vorpommern

Die Medienanstalt Mecklenburg-Vor-
pommern (MMV) fördert in diesem Jahr 
eine Reihe von Projekten und Bürger-
medien im ganzen Land, in denen Me-
dienbildung und Medienkompetenz 
vermittelt werden. Das hat der Medien-
ausschuss Mecklenburg-Vorpommern 
(MAMV), das Entscheidungsgremium 
der Medienanstalt, auf seiner Sitzung 
am 27. Januar 2021 entschieden. Für 
das Jahr 2021 stehen insgesamt rund 
180.000 Euro zur Verfügung.
Gefördert werden Projekte für Kinder, 
Jugendliche, Erwachsene sowie Seni-

orinnen und Senioren, in denen u.a. 
Computerspiele, Programmierung, 
Algorithmen, das Internet und die so-
genannten sozialen Netzwerke the-
matisiert werden. Begleitend zu den 
Chancen und Möglichkeiten in die-
sem weiten Themenfeld werden aber 
auch Risiken beim Datenschutz auf-
gezeigt sowie Mediensuchtverhalten 
und Cybermobbing behandelt.
Unterstützt werden auch Projekte, in 
denen der praktische Umgang mit 
Kameras, Licht und Aufnahmegerä-
ten erlernt werden kann, um Fernseh- 

und Filmbeiträge bzw. eigene Radio-
sendungen zu produzieren. Diese 
können dann z.B. in den Programmen 
der „Offenen Kanäle“ der Medienan-
stalt gesendet oder für Online-Medi-
en – wie Blogs, YouTube oder Vimeo 
– genutzt werden. Dabei lernen die 
Teilnehmenden, wie unterschiedli-
che Medien funktionieren und wir-
ken, wie man kritisch mit Medien um-
gehen sollte und welche medialen 
Manipulationen möglich sind.

180.000 Euro für die Medienbildung 
Medienanstalt M-V fördert auch 2021 viele Projekte und Bürgermedien

Die Initiatoren möchten den Umgang 
mit Demenz auf eine humorvolle Art 
erleichtern und zu mehr Achtsamkeit, 
Verständnis und Toleranz für Men-
schen mit Demenz beitragen.
Mit dem Projekt längerer Verbleib 
in der Häuslichkeit ist es GERIO ge-
lungen, einen Sportplatz zum Thema 
Sturzprävention auf dem Gelände der 
Tessinum GmbH in Tessin durch die 

Förderung des Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) sowie durch 
Spenden, zu errichten. Seit 2018 wird 
dieser von älteren Menschen aus Tes-
sin gern genutzt. Hier gilt, je fitter älte-
re Menschen sind, umso seltener stür-
zen sie. Und umso länger können sie in 
ihrer Häuslichkeit verbleiben. Darum 
wird ihre sportliche Aktivität gefördert.
Ein weiteres Projekt ist das Entwickeln 
von Angeboten zur Aus-, Fort- und 
Weiterbildung zu geriatrischen The-
men für Fachpersonal wie Ärzte und 
Pfleger. Desweiteren sind Demenz-
partner-Schulungen im Angebot. Hier 
finden Fortbildungen zum Thema De-
menz für Menschen statt, die in ihrem 
Beruf regelmäßig auf Erkrankte treffen, 
dies aber nicht Teil ihrer beruflichen 
Ausbildung ist, wie z.B. bei Polizisten 
oder Bankangestellten. 
Schließlich gibt es eine Selbsthilfe-
gruppe für pflegende Angehörige. 
Sie bietet pflegenden Angehörigen 
die Möglichkeit, sich im kleinen Kreis 
über Erfahrungen auszutauschen und 
Fragen an Gleichgesinnte zu stellen. 

Weitere Informationen gibt es auf der 
Website gerio.de oder bei der Netzwerkko-
ordinatorin Anna Maria Tschirner unter 
0162 4307573 oder a.tschirner@gerio.de.

Fortsetzung auf Seite 18
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An einem Wochenende im Februar 
2021 stelle ich fest: Der Kalender für 
das Jahr ist immer noch ungewöhn-
lich leer. Hinter den wenigen Termi-
nen stehen Fragezeichen. Doch steht 
die Arbeit von und mit Seniorinnen 
und Senioren nicht still, auch wenn 
sie eher im Stillen stattfindet.
Im Verlauf der letzten 12 Monate hat 
sich die Arbeit der Gemeinschaft im-
mer stärker auf die digitalen Medien 
gestützt. Zug um Zug sammelten die 
Mitglieder dabei Erfahrungen bei der 
Nutzung von Online-Vorträgen und 
Teilnahme an Video-Konferenzen.
Ohne Zugang zu den gewohnten Ver-
sammlungs-Orten und Räumlichkeiten 
erprobten wir erstmals Treffen in virtuel-
len „Tagungsräumen“. Dabei konnte bei 
unterschiedlicher Technik-Ausstattung 
der Teilnehmer zumindest eine telefoni-
sche bzw. Audio-Verbindung miteinan-
der erreicht werden. Jetzt besitzen wir 
auch die Voraussetzungen für die un-
mittelbare Diskussion und Beschlussfas-
sung unseres Arbeitsplanes, in dem es 
neben den sozialen Dauer-Themen, wie 

solidarische Rentenversicherung und 
Pflege- als Vollversicherung, diesmal et-
wa auch um weitere Angebote zur Impf-
Begleitung Hochaltriger gehen soll.
Nunmehr sind PC, Tablet oder Smart-
phone zum unentbehrlichen Arbeits-
gerät geworden, so auch beim Auf-
greifen des Angebots der AOK zur 
Sturzprävention (siehe Seniorenkurier 
4/2020), das wir möglichst vielen Älte-
ren in unserem Wirkungskreis nahe-
bringen wollen. 
Unmerklich beanspruchen dabei die 
digitalen Helfer einen immer größe-
ren Teil unseres Zeit-Budgets.

Ein Nebenerwerb am Wochenende 
gibt mir Gelegenheit zum „Umschal-
ten“ und den Blick von der 30-Zenti-
meter-Distanz zu lösen. Eine Dienst-
fahrt durch den Landkreis lässt den 
Blick in die Ferne schweifen. Nach 
der Rückkehr zeigt mir meine Frau ei-
nen Presse-Artikel zur zunehmenden 
Kurzsichtigkeit von heranwachsen-
den Kindern. Ich denke an unsere En-
kelin im Vorschulalter ...

Klaus Röber
Landesarbeitsgemeinschaft 

Senior*innenpolitik 
der Partei DIE LINKE MV

Die Menschen werden unbewusst 
durch das Virus zum Waffenträger, 
können damit andere allein durch An-
pusten außer Gefecht setzen, ohne 
dass man es dabei bemerkt. Der Ge-
troffene wird krank, bekommt nach-
haltige Schäden oder stirbt. Man be-
merkt keine Bedrohung, sucht keine 
Schutzräume auf. Nur wer ein großes 

Anwesen hat, kann dort wie in einem 
Bunker ausharren, ohne getroffen zu 
werden. Dieser Krieg ist hinterlistiger 
als der zweite Weltkrieg. Man spürt 
nichts, bis es zu spät ist, man hört keine 
Geschosse und Sirenen und trotzdem 
ist höchste Alarmstufe. Alle Gebäude 
bleiben unbeschädigt, nur Menschen 
werden ausgelöscht. Es herrscht na-

tionaler Notstand, doch dafür ist un-
ser Grundgesetz nicht ausgelegt, weil 
man nach dem 2. Weltkrieg auf dauer-
haften Frieden hoffte. Andere Länder 
haben schon längst das Kriegsrecht 
gegen das Virus ausgerufen, um ge-
gen den nationalen Notstand geeig-

Die Welt im Wohnzimmer – ein Balance-Akt 
Landesarbeitsgemeinschaft Senior*innenpolitik nimmt Herausforderung an

Leserbrief 
Die Pandemie ist ein hinterlistiger Weltkrieg

Februar-Ausflug im Landkreis Rostock – Pause vom Bildschirm. � Foto: Privat

Die Medienanstalt Mecklenburg-Vor-
pommern fördert zudem lokale Bür-
germedien im Land. Hier können In-

teressierte u.a. eine unabhängige 
journalistische Berichterstattung er-
lernen und praktizieren. Bürgerme-
dien fördern neben der Medienkom-
petenz den gesellschaftlichen Mei-

nungs- und Willensbildungsprozess 
und sind aktiver Kern eines jeden de-
mokratischen Gemeinwesens.
Weitere Informationen: 
www.medienanstalt-mv.de
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Länger 
besser 
leben!

LIEBEVOLLE UND
QUALIFIZIERTE PFLEGE

Vitanas Senioren Centrum Am Tierpark   
Am Tierpark 6 | 17373 Ueckermünde
( (039771) 201 - 0 | www.vitanas.de/amtierpark

Vitanas Senioren Centrum Am Kulturpark   
Neustrelitzer Straße 40 | 17033 Neubrandenburg
( (0395) 563 98 - 0 | www.vitanas.de/amkulturpark

Vitanas Generationenhaus Am Kulturpark   
Neustrelitzer Straße 28 | 17033 Neubrandenburg
( (0395) 425 62 - 100 | www.vitanas.de/amkulturpark

Wir bieten:  Kurz- und Langzeitpflege | Spezielle Wohnbereiche für Menschen
mit Demenz | Verhinderungspflege | JuP (Junge Pflege) | Probewohnen 
Mitbringen Ihrer privaten Möbel | Reinigungsservice für Ihre Wäsche 
Abwechslungsreiches Freizeitangebot | Ausflüge in die Umgebung 
Vielseitiges Therapieangebot | Ihre Gäste sind immer herzlich willkommen  
Wir kochen täglich frisch für Sie

RUFEN SIE AN ODER KOMMEN SIE VORBEI. 
WIR BERATEN SIE GERNE PERSÖNLICH.
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nete Maßnahmen ergreifen zu kön-
nen. 
Wie war das nach dem 2. Weltkrieg? 
Die Schulen waren geschlossen, die 
Wirtschaft war zerstört, alle waren ar-
beitslos, es gab keine Regierung, die 
mit Geld helfen konnte. Trotzdem ha-
ben wir die Wirtschaft neu aufbau-
en können. Wegen der Schulschlie-
ßungen 1945 haben wir keinen nicht 
mehr aufzuholenden Bildungsscha-
den bemerkt. Auch der Aufbau der 
Wirtschaft hat trotz des totalen Zu-
sammenbruchs und trotz der damali-
gen Bildungspause geklappt. Das Re-
sultat ist unser heutiger Wohlstand. 
Jeder hat eben das versucht was da-
mals möglich war, und heutzutage ist 
weitaus mehr möglich. Wer etwas ler-
nen will, findet auch einen Weg. 
Heute leben wir nach einem Grundge-
setz, das vieles verbietet, was notwen-
dig wäre. Richter setzen notwendige 
Entscheidungen außer Kraft, weil es 
ihnen nicht angemessen erscheint. In 
der föderalen Bundesrepublik zerfällt 
die einstimmige Handlungsstrategie, 

weil jeder Kleinstaat es seinen Bürgern 
im politischen Alleingang recht ma-
chen will, um die politische Macht zu 
behalten. Werden in einzelnen Regio-
nen, die bei offenen Grenzen mitein-
ander verkehren, unterschiedliche de-
mokratische Entscheidungen gefällt, 
führt das – wie sich gezeigt hat – in ei-
ner globalisierten Welt grundsätzlich 
zu Unfrieden zwischen den Menschen 
in den betroffenen Regionen. 
Der Staat hat die Aufgabe übernom-
men die Menschen zu schützen, hat 
aber keine ausreichende Sachkennt-
nis, wie man es von einem Machtorgan 
bei einem Notstand erwarten sollte. 
Die einzigen Sachkundigen sind die Vi-
rologen, aber sie sind machtlos, wenn 
ihre Strategien nicht befolgt werden. 
Der Staat will die Gesundheit der Men-
schen und die Wirtschaft zugleich be-
schützen, um den Wohlstand der Ge-
sellschaft zu erhalten. Ich glaube nicht, 
dass das bei zunehmenden Schäden 
durch die Pandemie funktioniert. Wir 
haben nach dem 2. Weltkrieg erfahren, 
dass Menschen auch aus Ruinen wie-
der auferstehen können und sich neu-
en Wohlstand schaffen. Deshalb muss 

immer vordringlich die Gesundheit 
der Menschen geschützt werden, weil 
wir nur mit der Kraft der Menschen et-
was wiederaufbauen können. 
Corona-Gegner treten wie neue Mi-
lizen auf, die ihren Wohlstand nicht 
aufgeben wollen und damit eine Be-
waffnung mit Viren vorantreiben. Ih-
rem Schrei nach Freiheit wird der Tod 
vieler Menschen folgen, wenn der 
Staat es nicht zeitnah schafft, diesem 
Treiben Einhalt zu gebieten, um das 
Virus schnell außer Gefecht zu setzen. 
Ich warne davor: Es kann sich auch ei-
ne Situation ergeben, durch die sich 
eine Demokratie selbst durch das Be-
harren auf seinen teils unangemesse-
nen Regeln zerstört. 
Die Pandemie besitzt Waffen, die al-
le Menschen dieser Erde auslöschen 
können. Wir glaubten Frieden zu ha-
ben und bekommen nun den ärgsten 
Feind zu spüren, gegen den wir letz-
ten Endes machtlos sind – warum? 
Weil wir uns von unserem Wohlstand 
nicht trennen wollen. Es gibt keine 
Ruinen wie damals, nur Särge lassen 
heute erkennen, was passiert. 

Prof. Dr. Dr. Helmut Pratzel, Sarow

BLICK ZUM NACHBARN – BRANDENBURG

Seniorenbeirat in Perleberg neu aufgestellt
Vor einem Jahr hat sich ein neuer Vor-
stand des Seniorenbeirats in der Ro-
landstadt Perleberg gebildet, der al-
len Widrigkeiten der Pandemie mit 
ihren Lockdowns zum Trotz seine Ar-
beit vorbereiten und rückblickend vie-
le Ziele praktisch umsetzen konnte. In 
ihrer Ausgabe vom 5.1.2021 berich-
tet „Der Prignitzer“ über die Anstren-
gungen der vier Seniorinnen und Se-
nioren, ihrem Beirat bei seltenen per-
sönlichen Treffen, dafür umso mehr 
per Telefon und E-Mail zunächst eine 
Geschäftsordnung zu geben, was bis 
Mitte des Jahres abgeschlossen wer-
den konnte. Damit erfolgte auch die 
Verankerung in der Hauptsatzung der 
Stadt Perleberg mit entsprechender 

Rechtssicherheit nach der Kommu-
nalverfassung. Der Vorstand wird al-
so künftig verstärkt an Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung und 
der Ausschüsse teilnehmen. Erste Ge-
spräche gab es dazu auch schon mit 
der Bürgermeisterin Annett Jura.
Für besonders wichtig wird die Öf-
fentlichkeitsarbeit der Seniorenvertre-
tung erachtet. Ein eigenes Logo wur-
de entwickelt, ein Flyer gedruckt, mit 
dem der Seniorenbeirat auf sich und 
seine Arbeit aufmerksam macht, dazu 
stehen eine Messetheke, ein Roll-Up-
Banner sowie ein Messeschirm mit Lo-
go für den Einsatz bereit.
Mit dem Mehrgenerationenhaus „Per-
letreff“ konnte eine Kooperationsver-

einbarung abgeschlossen werden mit 
dem Ziel der gegenseitigen Unterstüt-
zung und der Nutzung der Räumlich-
keiten für Sitzungen des Senioren-
beirats sowie zur Abhaltung dessen 
Sprechstunden. 
Gelobt wird die Zusammenarbeit mit 
der Stadtverwaltung, die dem Beirat 
einen Laptop und einen Drucker zur 
Verfügung stellte. Damit ist der Perle-
berger Seniorenbeirat jetzt gut gerüs-
tet, um bei den bevorstehenden Lo-
ckerungen der Corona-Maßnahmen 
Veranstaltungen durchführen zu kön-
nen. Geplant sind Aktivitäten zu Ver-
kehrssicherheit und Mobilität sowie 
zu Fragen älterer Menschen und Digi-
talisierung.� n
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In Zeiten der Corona-Pandemie sind 
ältere und pflegebedürftige Men-
schen besonderen Belastungen durch 
Kontaktbeschränkungen ausgesetzt. 
Seit über einem Jahr sind in unserem 
Bundesland ehrenamtliche Nachbar-
schaftshelfer für Pflegebedürftige 
(NBH) im Einsatz. Die ehrenamtlichen 
Helfer werden im Rahmen von Schu-
lungsangeboten auf der Grundlage der 
„Unterstützungsangebotelandesver-
ordnung“ qualifiziert. In einem Grund-
kurs erhalten sie allgemeine Kennt-
nisse im Umgang mit dem Betreuten, 

Orientierung in der Rolle des Nach-
barschaftshelfers sowie Erläuterungen 
zur Abrechnung mit den Pflegekas-
sen. Die Nachbarschaftshelfer*innen 
können beispielsweise im Haushalt 
unterstützen, zum Arzt und zu Behör-
denbesuchen begleiten, vorlesen oder 
gemeinsame Spaziergänge anbieten. 
Die Teilnahme an einem Grundkurs für 
die Nachbarschaftshelfer ist Voraus-
setzung zur Nutzung des Entlastungs-
betrages nach § 45 b SGB XI für einen 
Pflegebedürftigen.
Wichtig ist: Die Schulungsmaßnahmen 
und Kurse werden auch in Zeiten von 
Kontaktbeschränkungen wegen der 
aktuellen Corona-Pandemiebekämp-
fung als Online-Kurse fortgesetzt.

Deshalb stehen die 19 Pflegestütz-
punkte in Mecklenburg-Vorpom-
mern für Fragen zur Nachbarschafts-
hilfe zur Verfügung und beraten die 
Ratsuchenden beim Thema der Qua-
lifizierung zum Nachbarschaftshelfer. 
Die Vorsitzende des Kreissenioren-
beirats NWM, Karin Lechner, bekräf-
tigt: „Es ist zu begrüßen, dass alle, die 
im Ehrenamt eine Nachbarschaftshil-
fe ausüben möchten, zeitnah und in 
den unterschiedlichsten Formen, so 
auch Online ein Angebot erhalten.“
Die Termine für die Grundkurse in Meck-
lenburg-Vorpommern stehen bis März 
2021 fest. Anmeldungen zur Teilnahme 
nehmen die Pflegestützpunkte (www.
pflegestuetzpunktemv.de) entgegen.

Pflegestützpunkte in Corona-Zeiten 
Schulung der Nachbarschaftshelfer*innen als Online-Kurse

www.pflegestuetzpunktemv.de

Die Pflegestützpunkte in Mecklenburg-Vorpommern
Die Pflegestützpunkte sind neutrale und kostenlose Beratungsstellen für Pflegebedürftige, für von Pflegebedürftigkeit bedrohte Menschen, für Menschen mit 

Behinderung und ihre Angehörigen. Wir beraten und unterstützen Sie wohnortnah und individuell bei allen Fragen zur Pflege. Zögern Sie nicht uns anzurufen!

Landkreis Ludwigslust-Parchim Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
Garnisonsstr. 1, 19288 Ludwigslust 03871 722-5094 Warnowallee 30, 18107 Rostock 0381 381-1507
Putlitzer Str. 25, 19370 Parchim 03871 722-5092 Erich-Schlesinger-Str. 28, 18059 Rostock 

(Außenstelle)
0381 381-1506

Sprechtag am 1. Mittwoch im Monat auch in Boizenburg und Sternberg 

Landkreis Nordwestmecklenburg Landkreis Vorpommern-Greifswald
Rostocker Straße 76, 23970 Wismar 03841 3040-5082 An der Kürassierkaserne 9, 17309 Pasewalk 03834 8760-2512
Börzower Weg 3, 23936 Grevesmühlen 03841 3040-5080 Feldstr. 85 a, 17489 Greifswald 03834 8760-2514
Sprechtag donnerstags auch in Gadebusch Mühlenstr. 18 b, 17389 Anklam 03834 8760-2510

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte Landkreis Vorpommern-Rügen
Adolf-Pompe-Str. 23, 17109 Demmin 0395 57087-4751 Marienstraße 1, 18439 Stralsund 03831 357-1802
Elisabethstraße 6, 17235 Neustrelitz 03981 2376-101 Gingster Chaussee 5a, 18528 Bergen 03831 357-1804
Woldegker Straße 6, 17033 Neubrandenburg 0395 57087-5751 Gänsestraße 2, 18311 Ribnitz-Damgarten 03831 357-1808
Zum Amtsbrink 2, 17192 Waren 0395 57087-2332 Sprechtag jeden 2. Mittwoch im Monat auch in Grimmen

Landkreis Rostock Landeshauptstadt Schwerin
Hageböcker Str. 19, 18273 Güstrow 03843 755-50421 Am Packhof 2-6, 19053 Schwerin 0385 545-2120
August-Bebel-Str. 3, 18209 Bad Doberan 03843 755-50426

 
Landkreis Ludwigslust-Parchim   Hanse- und Universitätsstadt Rostock   
Garnisonsstr. 1, 19288 Ludwigslust 03871/722-5094  Warnowallee 30, 18107 Rostock 0381/381-1507 
Putlitzer Str. 25, 19370 Parchim 03871/722-5092  

 
 

Erich-Schlesinger-Str. 28, 18059 Rostock (Außenstelle) 0381/381-1506 
Sprechtag am 1. Mittwoch im Monat auch in Boizenburg und Sternberg     
 
Landkreis Nordwestmecklenburg    Landkreis Vorpommern-Greifswald  
Rostocker Straße 76, 23970 Wismar 
 

03841/3040-5082  An der Kürassierkaserne 9, 17309 Pasewalk 03834/8760-2512 
Börzower Weg 3, 23936 Grevesmühlen 03841/3040-5080  

 
 

Feldstr. 85 a, 17489 Greifswald 03834/8760-2514 
Sprechtag donnerstags auch in Gadebusch  Mühlenstr. 18 b, 17389 Anklam 03834/8760-2510 
 
Landkreis Mecklenburgische Seenplatte   Landkreis Vorpommern-Rügen  
Adolf-Pompe-Str. 23, 17109 Demmin 0395/57087-4751  Marienstraße 1, 18439 Stralsund 03831/357-1802 
Elisabethstraße 6, 17235 Neustrelitz 03981/2376-101  

 
 

Gingster Chaussee 5a, 18528 Bergen  03831/357-1804 
Woldegker Straße 6, 17033 Neubrandenburg 0395/57087-5751  Gänsestraße 2, 18311 Ribnitz-Damgarten  03831/357-1808 
Zum Amtsbrink 2, 17192 Waren   0395/57087-2332  Sprechtag jeden 2. Mittwoch im Monat auch in Grimmen 
 
Landkreis Rostock   Landeshauptstadt Schwerin  
Hageböcker Str. 19, 18273 Güstrow 03843/755-50421  Am Packhof 2-6, 19053 Schwerin 0385/545-2120 
August-Bebel-Str. 3, 18209 Bad Doberan 03843/755-50426    
 
 

Ein Leben ohne neue Medien ist heu-
te kaum mehr vorstellbar. Der Laptop, 
das Tablet und das Smartphone, das 
Internet, Suchmaschinen und Online-
shopping-Dienste sind fester Bestand-
teil unseres Alltags. Inzwischen nutzen 
drei von vier Menschen im Alter über 60 
Jahre das Internet, um sich zu informie-

ren, um einzukaufen oder um mit der 
weitverzweigten Familie, mit Freunden 
und Bekannten in Kontakt zu bleiben. 
Durch Nachrichtendienste, Online-
Clouds und soziale Netzwerke wird der 
Austausch von Bildern und kurzen Vi-
deos von der letzten Familienfeier zum 
Kinderspiel. Zugleich sorgen Meldun-

gen über Daten-
diebstähle, Schad-
software und Be-
trügereien durch 
fingierte E-Mails bei vielen Menschen 
für Verunsicherung. Bei aller berech-

Nie zu alt fürs Internet 
Neue Broschüre zum Einstieg in die Online-Welt für Senioren

Nie zu alt fürs Internet!

Fortsetzung auf Seite 22
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Das Ministerium für Inneres und Eu-
ropa unterstützt auch 2021 gesamt-
gesellschaftliche Präventionsarbeit 
gegen Gewalt und Kriminalität. 77 
Präventionsprojekte erhielten im De-
zember 2020 vom Landesrat für Kri-
minalitätsvorbeugung (LfK) die Infor-
mationsschreiben über eine finanzi-
elle Förderung ihrer Projektarbeit. Ein 
Expertengremium des Landesrates 
hatte diese Projekte zuvor aus den 
vorliegenden 90 Förderanträgen aus-
gewählt. Die Bescheide wurden An-
fang des Jahres 2021 versandt.
Der Schwerpunkt der Projektförde-
rung in 2021 liegt wie schon in den 

Vorjahren bei der Vorbeugung und 
Verhinderung von Jugendkriminalität: 
43 Projekte werden mit rund 128.000 
Euro gefördert. Ein Großteil der Vorha-
ben davon findet vor Ort in enger Ko-
operation mit den Schulen statt. 
Weitere Themenschwerpunkte der 
geförderten Projekte sind der Opfer-
schutz, Gewalt gegen Frauen, Senio-
rensicherheit, Sport statt Gewalt und 
Verkehrssicherheit. 
Auch 2021 soll der Sonderpreis des 
Landesrates für Kriminalitätsvorbeu-
gung und des Landessportbundes 
„Sport statt Gewalt“ vergeben wer-
den.� n

Projekte gegen Gewalt und Kriminalität 
Gesamtgesellschaftliche Kriminalprävention ist in MV aktiv und sichtbar

Projekt Seniorensicherheits
berater wird gefördert durch:

Weitere Informationen zum Landesrat für 
Kriminalitätsvorbeugung und zu dessen För-
derprogramm finden Interessenten im Inter-
net unter www.kriminalpraevention-mv.de

und

tigten Vorsicht ist es wichtig, gerade äl-
tere Menschen dabei zu unterstützen, 
die neuen Medien sicher und selbstbe-
stimmt zu nutzen, damit auch sie von 
den vielen Möglichkeiten profitieren. 
Die vom Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend 

herausgegebene Broschüre soll da-
zu ermutigen, sich die Welt der neu-
en Medien zu erschließen – Schritt für 
Schritt. Die Broschüre informiert über 
die verschiedenen Dienste und deren 
Nutzen und gibt Antworten auf Fra-
gen zu den Themen Sicherheit und 
Datenschutz. Zudem zeigt sie auf, 
welche Geräte benötigt werden, um 

das Internet zuverlässig nutzen zu 
können. Auch auf das Thema Kosten 
wird eingegangen, damit keine Fra-
gen offenbleiben.
Die Broschüre mit 72 Seiten kann online 
kostenfrei angefordert werden oder di-
rekt als PDF heruntergeladen werden 
unter www.bmfsfj.de (Suchbegriff: „bro-
schüre nie zu alt fürs internet 2019“).

Egal, ob an der Haustür, am Telefon 
oder per E-Mail: Immer wieder fallen 
Bürgerinnen und Bürger – insbeson-
dere Seniorinnen und Senioren – auf 
Trickbetrüger herein. Die Vorgehens-
weisen sind nicht neu, aber nach wie 
vor erfolgreich.
Der Enkel meldete sich endlich mal 
wieder per Telefon und das in dra-
matischer Lage. Er hatte gerade ei-
nen schweren Verkehrsunfall im Aus-
land und lief Gefahr, dass gegen ihn 
Strafanzeige erstattet wird. Der einzi-
ge vermeintliche Ausweg: ein hoher 
Geldbetrag könnte ihm gerade noch 
so aus dem Schlamassel helfen. So 

oder ähnlich geschieht es immer wie-
der, fast jeden Tag ist über Betrugs-
versuche in der Zeitung zu lesen.
Ältere Menschen sind von bestimm-
ten Straftaten wie Raub- oder Betrugs-
delikten besonders schwer betroffen. 
Gerade die Hilfsbereitschaft und der 
Familiensinn machen sie zu vermeint-
lich leichten Zielen für Kriminelle. 
Um solchen Entwicklungen entgegen-
zuwirken, hat der Kriminalitätspräventi-
onsrat des Landkreises Ludwigslust-Par-
chim in Zusammenarbeit mit der Poli-
zeiinspektion Ludwigslust die Broschü-
re „Sicherheit im Alltag“ aktualisiert und 
stellt sie sowohl digital unter www.kreis-

lup.de – Suchbe-
griff „broschüre 
sicherheit im all-
tag“, als auch in 
Papierform zur 
Verfügung. Lassen wir den Trickbetrü-
gern keine Chance! Sprechen Sie mit 
Freunden, Bekannten und natürlich Ih-
rer Familie über dieses Thema. Zur Un-
terstützung schicken wir Ihnen gerne 
eine Broschüre zu. 
Kontakt: Kriminalitätspräventionsrat 
des Landkreises Ludwigslust-Parchim, 
Koordinatorin Anett Nuklies, 
Mail: anett.nuklies@kreis-lup.de, 
Telefon: 03871/722 16 05.

Sicherheit im Alltag 
Neuauflage der Broschüre zur Seniorensicherheit im ländlichen Raum

Fortsetzung von Seite 21
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Betrüger versu-
chen derzeit ge-
zielt, an persönli-
che Daten von 
Rentenversicher-
ten zu kommen. 
„Viele Rentnerin-
nen oder Rent-
ner bekommen 
derzeit einen 

Brief, in dem es angeblich um die neu 
eingeführte Grundrente geht“, sagt Dirk 
von der Heide, Sprecher der Deutschen 
Rentenversicherung Bund (DRV). Doch 
auch wenn das Schreiben erstmal täu-
schend echt wirkt: „Es handelt sich um 
eine Fälschung.“ Was sollten Menschen 
unternehmen, die solch einen Brief er-
halten? Antworten von Dirk von der 
Heide im Interview. 

Was steht in diesen Schreiben? 
Mit Jahresbeginn wurde die Grundren-
te eingeführt, die Bescheide dazu wer-
den aber noch nicht verschickt. Dar-
aus versuchen Trickbetrüger nun ei-
nen Vorteil zu ziehen. Sie verschicken 
derzeit gezielt gefälschte „Fragebögen 
zur Grundrente“. Darin werden Rentne-
rinnen und Rentner aufgefordert, per-

sönliche und sensible Angaben zu ma-
chen, um den Grundrentenzuschlag zu 
erhalten. Zum Beispiel sollen die Kon-
todaten preisgegeben werden. 

Wie sollte man reagieren, wenn man 
so einen Brief bekommt? 
Was Sie wissen sollten: Niemand muss 
einen Antrag auf Grundrente stellen. 
Ob jemand einen Anspruch auf die 
Grundrente, also auf den Zuschlag zur 
Rente, hat, wird von der Rentenversi-
cherung automatisch geprüft. Die Aus-
zahlung erfolgt ebenfalls automatisch. 
Sie müssen also nichts unternehmen. 
Wenn Sie ein Schreiben bekommen 
haben und jetzt unsicher sind, nehmen 
Sie am besten direkten Kontakt mit der 
Deutschen Rentenversicherung auf. 
Rufen Sie nicht die in dem Schreiben 
genannte Nummer an, sondern schau-
en Sie in Ihren Unterlagen im letzten 
Schreiben nach, das Sie von der DRV 
bekommen haben. Oder Sie wenden 
sich an unser kostenfreies Servicete-
lefon unter der Nummer 0800/1000 
4800. Und in der Broschüre „Vorsicht 
Trickbetrug“ können Sie oder Ihre An-
gehörigen noch einmal nachlesen, wie 
man sich am besten schützen kann. 

Warum dauert die Auszahlung der 
Grundrente so lange? 
Die Einführung der Grundrente ist 
mit einem erheblichen Verwaltungs-
aufwand verbunden. 
Aus knapp 26 Millionen Renten sind 
diejenigen herauszufiltern, die einen 
Anspruch auf den Grundrentenzu-
schlag haben. 
Der Grundrentenzuschlag wird für 
alle Rentenarten gezahlt, also für Al-
tersrenten, Renten an Hinterbliebe-
ne – also Witwen- und Witwerrenten, 
Waisenrenten und Erziehungsrenten 
– sowie Erwerbsminderungsrenten. 
Die Prüfung erfolgt sowohl für die-
jenigen von Amts wegen, die bereits 
Rente bekommen, als auch für je-
ne Rentnerinnen und Rentner, deren 
Rente nach dem 31. Dezember 2020 
beginnt. Es dauert voraussichtlich bis 
Juli 2021, bis die ersten Grundren-
tenbescheide an Rentnerinnen und 
Rentner verschickt werden können. 

Die Broschüre „Vorsicht Trickbetrüger“ 
kann online heruntergeladen werden 
unter www.deutsche-rentenversiche-
rung.de (Suchbegriff: „vorsicht trickbe-
trüger grundrente“)

Trickbetrug 
Fragebögen zur Grundrente sind Fälschungen

Der von der Deutschen 
Gesellschaft für Ernährung 
e.V. entwickelte „DGE-Qua-
litätsstandard für die Ver-
pflegung mit ‚Essen auf Rä-
dern‘ und in Seniorenein-
richtungen“ bietet Orien-
tierung und bildet die Basis 
für die Angebote der „Vernetzungs-
stelle Seniorenernährung Mecklen-
burg-Vorpommern“. 
Der Standard erläutert praxisbezogen, 
was zu einer bedarfs- und bedürfnisori-

entierten Verpflegung ge-
hört. Entlang der Prozessket-
te wird erklärt, wie eine ge-
sundheitsfördernde Verpfle-
gung zugleich nachhaltig 
gestaltet werden kann.  
Weiterhin werden besonde-
re Anforderungen an ver-

schiedene Kostformen, z.B. bei Mangel
ernährung, Kau- und Schluckstörungen 
genauso thematisiert wie Hygienebe-
stimmungen, Lebensmittelkennzeich-
nung und vieles mehr. 

Der „DGE-Qualitätsstandard für die 
Verpflegung mit ‚Essen auf Rädern‘ 
und in Senioreneinrichtungen“ rich-
tet sich gezielt an Mitarbeiter*innen 
für die Verpflegung in Seniorenein-
richtungen, Mitarbeiter*innen von 
Essen auf Rädern und Mittagstischen 
und Entscheidungsträger*innen aus 
Interessenvertretungen.
Weitere Informationen zur Broschüre 
sind erhältlich von der Vernetzungsstel-
le Seniorenernährung M-V, Frau Simone 
Gladasch, Tel: 0385/20 75 68 49.

Verpflegung für Senioren 
Aktualisierte DGE-Qualitätsstandards für die Gemeinschaftsverpflegung
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Internationale Altenpolitik 
Zusammenarbeit für die Rechte älterer Menschen in der Corona-Pandemie

 

Die BAGSO – Bundesarbeitsgemein-
schaft der Seniorenorganisationen 
e.V. berichtet in einem neuen The-
menheft über ihre internationalen 
Aktivitäten des Jahres 2020. Sie weist 
darauf hin, dass das vergangene Jahr 
uns alle vor viele Veränderungen und 
auch enorme Herausforderungen ge-
stellt hat. Es bot aber auch Chancen, 
der Stimme der Älteren auf nationa-
ler und internationaler Ebene ein grö-
ßeres Gehör zu verschaffen.
Die Deutsche EU-Ratspräsidentschaft 
hat die BAGSO gemeinsam mit dem 
europäischen Dachverband der Se-
niorenorganisationen, AGE Platform 
Europe, und dem Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend genutzt, um innerhalb der EU 
einen größeren Fokus auf die Men-
schenrechte Älterer zu richten. Ein 

Highlight war sicherlich die gemein-
same Online-Konferenz mit über 
1.200 Interessierten aus 60 Ländern 
und die Verabschiedung der von 
Deutschland eingebrachten EU-Rats-
schlussfolgerungen „Menschenrech-
te, Teilhabe und Lebensqualität älte-
rer Menschen im Zeitalter der Digita-
lisierung“.
Über die Chancen, aber auch Barrie-
ren für die internationale Altenpolitik 
und -zusammenarbeit während der 
Pandemie berichtet die BAGSO im 
Detail im neu erschienenen Themen-
heft „Über Grenzen hinweg aktiv: In-
ternationale Zusammenarbeit für die 
Rechte älterer Menschen in der Coro-
na-Pandemie“. Das Themenheft stellt 
Initiativen, Projekte und Organisatio-
nen vor, die sich für ältere Menschen 
weltweit engagieren. Es geht um den 
praktischen Austausch zwischen Äl-
teren verschiedener Länder, aber 
auch um Entwicklungszusammenar-

beit und den gemeinsamen Einsatz 
für die Rechte älterer Menschen welt-
weit.
Für dieses Jahr stehen neben der Of-
fenen Arbeitsgruppe zu Fragen des 
Alterns der Vereinten Nationen (OEW-
GA), die Ende März/Anfang April hyb-
rid stattfinden wird, auch die natio-
nale Berichterstattung zum Zweiten 
Weltaltenplan (MIPAA) an.� n

Über Grenzen  hinweg aktiv
Internationale Zusammenarbeit  für die Rechte älterer Menschen  in der Corona-Pandemie

Themenheft

Rücknahme besonderer Nachteile 
Impfung soll Freiheitsbeschränkungen für Menschen in Pflegeeinrichtungen beenden

Die BAGSO begrüßt die Positionie-
rung des Deutschen Ethikrats in sei-
ner Ad-hoc-Empfehlung „Besondere 
Regeln für Geimpfte?“ vom 4. Februar 
2021. Die BAGSO hält es wie der Deut-
sche Ethikrat im Grundsatz für richtig, 
Menschen, die bereits geimpft wur-
den, und solche, die diese Möglichkeit 
noch nicht hatten, bis auf Weiteres 
gleich zu behandeln. Zugleich spricht 
sich das Gremium dafür aus, die be-
sonderen Freiheitsbeschränkungen 
für Bewohnerinnen und Bewohner in 
Pflege-, Senioren-, Behinderten- und 
Hospizeinrichtungen für Geimpfte 
aufzuheben. Die BAGSO unterstützt 
diese Position ausdrücklich.
Der Deutsche Ethikrat weist zu Recht 
darauf hin, dass die Belastungen für 

Bewohner von Pflegeeinrichtungen 
„erheblich über das hinausgehen, 
was andere Bürger erdulden müs-
sen“. Das betrifft Ausgangs- und Be-
suchsbeschränkungen sowie Kon-
taktbeschränkungen innerhalb der 
Einrichtung wie etwa den Verzicht 
auf gemeinsame Mahlzeiten und 
Gruppenangebote. Diese Sonderbe-
lastung sei, so der Deutsche Ethikrat, 
nur zu rechtfertigen, solange diese 
Menschen noch nicht geimpft sind. 
Auch die Tatsache, dass nicht alle in 
den Einrichtungen wohnenden oder 
arbeitenden Menschen bereit sind, 
sich impfen zu lassen, führe nicht zu 
einer grundsätzlich anderen Beurtei-
lung. Es müsse dann vielmehr darum 
gehen, die nicht Geimpften mit den 

zur Verfügung stehenden Mitteln wie 
beispielsweise FFP-2-Masken, Schutz-
kleidung und Schnelltests besonders 
zu schützen.
Die BAGSO begrüßt die Klarstellung, 
dass es an dieser Stelle nicht um Vor-
teile, sondern um die Rücknahme 
besonderer Nachteile für eine in der 
Corona-Pandemie besonders schwer 
belastete Personengruppe geht. Die 
BAGSO weist zudem darauf hin, dass 
es für die oben genannten Freiheits-
einschränkungen nicht nur ethische, 
sondern auch klare (verfassungs-)
rechtliche Grenzen gibt, die der Main-
zer Staatsrechtler Prof. Dr. Friedhelm 
Hufen in einem im Auftrag der BAG-
SO erstellten Gutachten herausgear-
beitet hat.� n
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13. Deutscher Seniorentag 2021 
Gemeinsam Antworten auf drängende Herausforderungen finden

Corona-Impfungen 
Nachbesserungen bei häuslicher Pflege notwendig

Vom 24. bis 26. November 2021 ver-
anstaltet die BAGSO im Hannover 
Congress Centrum (HCC) den 13. 
Deutschen Seniorentag. Soweit mög-
lich und verantwortbar, wird die Ver-
anstaltung in Präsenz stattfinden. 
Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meier hat zugesagt, die Schirmherr-
schaft zu übernehmen und den Deut-
schen Seniorentag persönlich zu er-
öffnen. Drei Tage lang geht es um 
die Themen Gesundheit und Pflege, 

Wohnen, Engagement, Bildung und 
Digitalisierung, die in Veranstaltun-
gen diskutiert und auf der Messe prä-
sentiert werden. 

Das gewählte Motto „Wir. Alle. Zu-
sammen.“ soll verdeutlichen, dass es 
darum gehen muss, gemeinsam mit 
allen Generationen und allen gesell-
schaftlichen Gruppen gute Antwor-
ten auf die drängenden gesellschaft-
lichen und politischen Herausforde-
rungen zu finden. 
Aktuelle Informationen zur Veranstal-
tung und zum Fortgang der Planungen 
gibt es online auf www.deutscher-se
niorentag.de

Die BAGSO begrüßt die Fortschritte 
bei den Impfungen gegen das Sars-
CoV-2-Virus. In einer Stellungnahme 
weist sie aber auch darauf hin, dass an 
zahlreichen Stellen noch Nachbesse-
rungen im Verfahren notwendig sind.
Die Entscheidung über die Impfreihen-
folge nach ethischen Grundsätzen, wie 
sie in Deutschland getroffen wurde, ist 
nach Ansicht der BAGSO im Grundsatz 
richtig. Allerdings werde die Situation 
in der häuslichen Pflege zu wenig be-
rücksichtigt. Hier seien Nachjustierun-

gen erforderlich. Das betreffe zu Hau-
se lebende Pflegebedürftige, die, so-
bald dies technisch möglich ist, in ihrer 
Häuslichkeit geimpft werden müssten. 
Außerdem sollte pflegenden Angehö-
rigen, professionellen Pflegekräften in 
der ambulanten Pflege und sogenann-
ten 24-Stunden-Kräften umgehend 
ein Impfangebot gemacht werden, um 
zu Hause lebende Pflegebedürftige zu 
schützen.
Um die Impfbereitschaft zu stärken, 
fordert die BAGSO dringend eine zen-

tral koordinierte, bundesweite Aufklä-
rungskampagne, die die Bevölkerung 
über Wirkweise und mögliche Neben-
wirkungen der zugelassenen Impf-
stoffe informiert. Das Verfahren zur 
Vergabe der Impftermine sollte mög-
lichst einfach gestaltet sein und per 
Brief und Telefon erfolgen. Erste Erfah-
rungen zeigen, dass digitale Anmel-
deverfahren oder automatisierte Te-
lefonsysteme hohe Hürden darstellen 
und für vulnerable Gruppen den Zu-
gang zur Impfung erschweren.� n

Der Deutsche Seniorentag bietet eine Messe und viele Einzelveranstaltungen zum Thema Älterwerden.� Copyright: BAGSO/Deck
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Nutzen Künstlicher Intelligenz 
Projekt startet Praxisphase an 16 Standorten in Deutschland

Goldener Internetpreis 2021 
Wettbewerb prämiert digitales Engagement für ältere Menschen

Kann Künstliche Intelligenz (KI) zur Le-
bensqualität beitragen und wenn ja, in 
welcher Weise? Dieser Frage geht die 
BAGSO gemeinsam mit lokalen Part-
nern im Rahmen des Projekts „Digita-
le Souveränität älterer Menschen mit 
KI-Technologien fördern” nach. Ziel ist 
es, ältere Menschen im Umgang mit 
KI-Technologien zu schulen und dabei 
Chancen und Risiken gleichermaßen 
zu beleuchten. Ältere Nutzerinnen 
und Nutzer werden so in die Lage ver-
setzt souverän zu entscheiden, ob und 
wie sie KI-basierte Technologien für ih-
ren Alltag einsetzen wollen.
Die 16 lokalen Partner des Projekts 
sind Mehrgenerationenhäuser, Seni-
orenbüros, Vereine und eine Volks-
hochschule, die bereits Erfahrun-
gen in der digitalen Bildung älterer 
Menschen gesammelt haben. Sie er-

halten KI-basierte Technologien wie 
Sprachassistenten, smarte Haushalts-
geräte und andere Geräte im Wert von 
je 5.000 Euro. Außerdem werden Mul-
tiplikatoren vor Ort zu Chancen und 
Risiken von Künstlicher Intelligenz 
geschult und darauf vorbereitet, ihr 
Wissen sowie ihre Anwendungskom-
petenzen an Ältere weiterzugeben. 
Projektpartner in M-V sind das Seni-
orenbüro in Schwerin und die Silver 
Surfer Greifswald des Bürgerhafens. 
Die BAGSO stellt in den kommenden 
Monaten auf www.wissensdurstig.de 
zudem Materialien zum Thema in ei-
ner Mediathek bereit und veröffent-
licht eine Broschüre zu Künstlicher In-
telligenz im Alltag älterer Menschen.
Ältere Menschen gehören zu der ge-
sellschaftlichen Gruppe in Deutsch-
land, die vom Nutzen von KI-Anwen-

dungen bisher wenig profitieren, ob-
wohl entsprechende Technologien 
einen Beitrag zu ihrer Lebensquali-
tät leisten können. Dabei kann es sich 
um Sprachassistenten handeln, die 
den Alltag vereinfachen, um Haus-
haltsgeräte, die körperlich anstren-
gende Arbeit abnehmen oder um 
Apps, die bei Sehbeeinträchtigungen 
helfen, die Umgebung besser wahr-
zunehmen. KI kann aber auch Spaß 
machen, etwa mit Spielen oder im 
Umgang mit KI-Robotern. 
Das Projekt ist bei der Servicestelle 
„Digitalisierung und Bildung für äl-
tere Menschen“ der BAGSO angesie-
delt. Es wird vom Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ) aus Mitteln des KI-Zu-
kunftsfonds gefördert. Es läuft bis En-
de 2021.� n

Seit 2012 zeichnet der Goldene Inter-
netpreis Menschen, Initiativen und 
Kommunen aus, die ältere Menschen 
beim sicheren Einstieg und Verwen-
dung der Onlinewelt unterstützen. 
Die diesjährige Auszeichnung loben 
die BAGSO und Deutschland sicher 
im Netz e.V. in Kooperation mit dem 
Bundesministerium des Innern, Wege 
aus der Einsamkeit e.V., Deutsche Te-
lekom und SAP Deutschland aus.
Zum Auftakt ins neue Jahr startet der 
Goldene Internetpreis in eine neue 
Runde: Initiativen, Vereine und Kom-
munen sind aufgerufen, ihre Ange-
bote und Projekte einzureichen, die 
sich besonders für die digitale Befä-
higung und Selbstbestimmung älte-
rer Menschen stark machen. Ausge-
lobt wird der Goldene Internetpreis 
2021 mit einem Preisgeld von insge-
samt 10.000 Euro durch ein Bündnis 

aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft 
unter der Schirmherrschaft des Bun-
desministeriums des Inneren, für Bau 
und Heimat. 

Wie wichtig Unterstützung und Auf-
klärungsarbeit für ältere Menschen 
in der digitalen Welt sind, haben 
die vergangenen Monate der Coro-
na-Pandemie eindrücklich gezeigt. 
Zahlreiche Menschen und Organi-
sationen haben sich engagiert, um 
die Digitalisierung insbesondere 
auch für ältere Menschen verständ-
lich und zugänglich zu machen. Der 
Goldene Internetpreis möchte die-

ses Engagement nachhaltig würdi-
gen und unterstützen. 
Ausgezeichnet werden Projekte in drei 
Kategorien: „Digitale Teilhabe – Men-
schen in Zeiten von Corona unterstüt-
zen”, „Internet für alle – die Vielfalt der 
Zielgruppen” sowie „E-Government – 
die Vielfalt kommunaler Beteiligung 
über digitale Wege“. Darüber hinaus 
wird der Sonderpreis der Deutschen 
Telekom „Respektvoll – aktiv für einen 
fairen Umgang im Netz!“ vergeben. 
Bewerbungen sind bis zum 15. Mai 
2021 möglich. Eine unabhängige Ju-
ry ermittelt die Gewinner, die auf 
dem 13. Deutschen Seniorentag am 
24. November 2021 in Hannover aus-
gezeichnet werden. 
Alle Informationen zum Wettbewerb 
sowie das Anmeldeformular finden In-
teressierte auf www.goldener-internet-
preis.de.
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In der ersten Adventswoche verteil-
ten die Mitglieder der Gruppe 50+ 
in Pinnow Adventstüten an alle Seni-
orenhaushalte. Darin enthalten wa-
ren eine kleine Flasche Wein, ein Stol-
len, Naschereien, ein netter Advents-
gruß und der Veranstaltungsplan für 
das Jahr 2021, insgesamt als kleine 
Entschädigung für die ausgefallenen 
Veranstaltungen im Jahr 2020.
Alle Mitglieder der Gruppe 50+ arbei-
ten ehrenamtlich und sind selbst Se-
niorinnen bzw. Senioren. Durch die 
neue Datenschutzgrundverordnung, 
die 2018 in Kraft trat, wird diese Ar-
beit allerdings sehr erschwert. So 
sind beispielsweise keine aktuellen 
Listen mehr darüber zu erhalten, wie-
viele Ruheständler es in Pinnow gibt, 
wer verzogen ist oder wer nicht mehr 
unter uns weilt. 
Aber auch diese Probleme hielten die 
12 Heinzelmännchen nicht von ih-
rer Idee ab. Dank der finanziellen Zu-
wendung durch die Gemeinde, der 
schnellen unbürokratischen Bear-
beitung durch das Amt, der raschen 
Hilfe und Bereitstellung der Waren 

durch unsere Verkaufsstelle, speziell 
durch Herrn Wandschneider, konnten 
wir zügig tätig werden. Die verschie-
densten Arbeiten wurden auf breite 
Schultern verteilt. Trotz eigener Vor-
bereitungen in der Weihnachtszeit 
wurden 330 Adventstüten gepackt, 
unter den 12 Mitgliedern der Grup-

pe 50+ aufgeteilt und an alle Senio-
rinnen und Senioren in Pinnow über-
reicht. Nun hoffen wir, dass wir alle 
Seniorenhaushalte gefunden haben 
und niemand böse ist, wenn er doch 
vergessen wurde. 
Die Hoffnung für 2021 beruht nun auf 
der Möglichkeit, unseren Veranstal-
tungsplan auch wirklich umsetzen 
zu können. Uns ist bewusst, dass al-
le Planungen an die veränderten Hy-
gieneregeln angepasst werden müs-
sen. So kann z.B. die Teilnahme an un-
seren Veranstaltungen nur noch mit 
Anmeldung erfolgen, dies ist telefo-
nisch möglich oder durch Eintragung 
in eine Liste, die in der Verkaufsstel-
le aushängt. Außerdem werden alle 
Teilnehmer einzeln platziert.
Wir hoffen für 2021 auf weitere Lo-
ckerungen für die Nutzung des Ge-
meinderaumes und diese Hoffnung 
geben wir auch nicht auf. Wir alle wol-
len wieder aktiv und fröhlich am Le-
ben teilnehmen.

Jutta Messer
Seniorenbeauftragte  

der Gemeinde Pinnow

Aktiv trotz vieler Hürden
LANDKREIS LUDWIGSLUST-PARCHIM

In der altersgerechten Wohnanlage 
in Pinnow sind die Einwohner stän-
dig in Bewegung. Das ist auch gut so. 
Bisher hatten sie sich an den regelmä-
ßigen sportlichen Übungen vor ihrer 
Haustür aktiv und mit sehr viel Enthu-
siasmus beteiligt. Doch das Corona-
virus lässt nicht locker und versucht 
uns mit seinen Mutationen das Le-
ben zu erschweren. Darum mussten 
wir das Training auch hier einstellen. 
Diese Zeit aber nutzten wir, um 9 Ver-
einsmitglieder zu gewinnen, an einer 
Sturzprävention für Senioren teilzu-
nehmen. 

Die Pandemie zwingt uns nicht in die Knie

Im Rahmen der ehrenamtlichen Nach-
barschaftshilfe wurden Advents-Prä-
sente an alle Seniorenhaushalte der 
Gemeinde verteilt.� Foto: Jutta Messer

Ein Bild aus besseren Zeiten: Bewegungstraining in der Gruppe. 
Foto: Jutta Messer, Archiv Fortsetzung auf Seite 28
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Der Sportverein Petermännchen Pin-
now hat dazu einen Vertrag mit der 
AOK Schwerin geschlossen. Dafür be-
kommen wir Kleingeräte, die für die 
Arbeit mit den älteren Menschen ge-
dacht sind. Die Schulung kann aber 
auch erst durchgeführt werden, wenn 
es wieder erlaubt wird. 
Doch die Geräte erfüllen schon zum 
Teil ihren Zweck. Die Bewohner der 
altersgerechten Anlage haben Sand-
säckchen, Bälle, Tücher mit nach Hau-
se bekommen und dazu die passen-
den Übungen. 
Einige Einwohner, die sich bisher 
nicht für gymnastische Übungen in-
teressiert haben, sind bereits eifrig 

dabei, jeden Tag ein wenig zu trai-
nieren. Ihre Beweglichkeit ist ihre 
Gesundheit. Und das haben die Ein-
wohner dieser Gemeinschaft längst 
begriffen.
Liebe Seniorinnen und Senioren, bit-
te beteiligt euch an den Bewegungs-
übungen, die von euren Sportge-
meinschaften, Krankenkassen oder 
Medien angeboten werden. Vor allem 
bewegt die Hände, Arme, Schultern 
und Füße. 
Das gibt euch Sicherheit und Beweg-
lichkeit im Alter. 
Gerade jetzt, wo wir uns aus dem ak-
tiven Leben zurückhalten müssen, ist 
es wichtiger denn je. Denkt auch dar-
an, dass die Enkel oder Urenkel gern 
noch ein wenig mit Oma und Opa „to-

ben“ wollen. Beim Stricken, Lesen, 
Malen oder beim Sitzen am Fernseher 
lässt sich gut ein Ball in die Hand neh-
men und drücken oder mit den Fü-
ßen wippen oder über einen Ball rol-
len. Nehmt eine Wasserflasche in die 
Hand und winkelt den Arm an und 
streckt ihn wieder. 
Es gibt so viele Möglichkeiten, sich 
mit einfachen Mitteln zu behelfen. 
Und es macht Spaß, wenn man fest-
stellt, dass die Schulter, die gestern 
noch schmerzte, viel lockerer gewor-
den ist. Fasst euch ein Herz und los 
geht es. 
Ich wünsche euch dabei viel Spaß 
und bleibt gesund.

Brigitte Rabeler
Seniorenbeirat Pinnow

Fortsetzung von Seite 27

Die Initiative zur Gründung von selbst-
verantworteten Senioren-Wohnge-
meinschaften (WGen) erfolgte im Rah-
men des von der Hanse- und Univer-
sitätsstadt Rostock geförderten Projek-
tes „Länger leben im Quartier“ unter 
Mitwirkung des Rostocker Senioren-
beirates.
Die am 19. August gegründete Inte-
ressengemeinschaft (IG) zur Förde-
rung  von selbstverantworteten Seni-
oren-WGs in Rostock hat am 23. Sep-
tember im Rahmen einer Veranstal-
tung im SBZ-Heizhaus ihre Arbeit 
aufgenommen. 

Ziel der IG ist es, mit der Etablierung 
von selbstverantworteten Senioren-
WGs einem gesellschaftlichen Bedarf 
zu entsprechen und zur Erweiterung 
des Angebotes von Wohnformen im 
Alter beizutragen. 
Das Besondere an dieser Wohnform 
ist u. a.: Die künftigen Bewohner/in-
nen entscheiden selbst über ihr Zu-
sammenleben und über ihre pflege-
rische Versorgung. Selbstverantwor-
tung bzw. Selbstorganisation heißt, 
dass älteren Menschen, ob mit oder 
ohne Pflegebedarf, ein Höchstmaß 
an individueller Lebensqualität und 

Selbstbestimmung erhalten bleibt. 
Gleichzeitig möchte die IG um mehr 
Unterstützung aus der Gesellschaft 
werben. 
In diesem Zusammenhang ist die In-
teressengemeinschaft weiterhin auf 
der Suche nach interessierten Bürge-
rinnen und Bürgern sowie Persönlich-
keiten aus den Bereichen der Politik, 
der Kultur, der Verwaltung und des 
öffentlichen Lebens, welche die Ar-
beit der IG unterstützen. 
Die Arbeit der IG bezieht sich zunächst 
auf die Erstellung eines umfassenden 
Konzeptes zur Umsetzung der Senio-

Interessengemeinschaft für Senioren-Wohngemeinschaften
HANSESTADT ROSTOCK 

LANDESHAUPTSTADT SCHWERIN 

Der Vorsitzende des Schweriner Se-
niorenbeirates, Siegfried Schwinn, ist 
Ende Februar aus gesundheitlichen 
Gründen von seinem Ehrenamt zu-
rückgetreten. Schwinn war seit 2014 
Vorsitzender des Seniorenbeirates der 
Stadt.

Ein/e Nachfolger/in wird in einer Mit-
gliederversammlung voraussichtlich 
im April gewählt. 
Bis zu einer Neuwahl werden die 
Stellvertreter Joachim Kießling und 
Walter Heinrich die Aufgaben über-
nehmen.� n

Siegfried Schwinn tritt zurück
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ren-WGs in Rostock. Dabei stehen ver-
schiedene Themen im Fokus, wie z.B. 
die Wohnraumbeschaffung, das Trä-
germodell und das Finanzierungs-
konzept. Weiterhin geht es darum, 
ein Wohnkonzept zu erarbeiten, Mög-
lichkeiten der öffentlichen Förderung 
zu ermitteln sowie die Beratung und 
Begleitung der WGs zu organisieren. 

Die nächste Sitzung der Interessenge-
meinschaft soll am 24. März 2021 um 
14 Uhr im SBZ-Heizhaus (Tychsenstr. 
22) stattfinden (vorbehaltlich Ände-
rungen der Corona-Bestimmungen). 
Interessenten sind herzlich zur Mitwir-
kung eingeladen. 
Wegen der Corona-Bestimmungen 
wird darum gebeten, sich bei dem 

Projektverantwortlichen Herrn Ro-
bert Sonnevend unter der Telefon-
nummer 0381-12744460 oder per 
Mail an projekt.laenger.leben@gmail.
com für die Veranstaltung anzumel-
den.

Erika Drecoll
Mitglied der Interessen- 

gemeinschaft

In der Zeit der Pandemie können viele 
ältere Bürger ihre Häuslichkeiten nicht 
verlassen. Es drohte ein trostloses Weih-
nachtsfest zu werden, gerade in den 
großen Senioren-Wohnanlagen. Daher 
brachten die Mitglieder des Senioren-
beirates der Hansestadt Wismar mit Un-
terstützung der VNG Wärme in Leipzig 
im Dezember ein Projekt ins Rollen.
Der in der lokalen Presse veröffent-
lichte Aufruf nach Weihnachtsbaum-
spenden geriet zu einem vollen Er-
folg, der die Erwartungen in das Pro-
jekt dank breiten Interesses weit 
übertraf. Es wurden Fahrzeuge orga-
nisiert und ab ging es zum Bäume-
fällen. In den großen Wohnanlagen 
wurden die Genehmigungen der Be-
treiber eingeholt und die Tannenbäu-
me dann mit Hilfe der Bewohner ge-

schmückt. Die Gemeinsamkeit ist in 
dieser Zeit sehr wichtig.
Mitglieder einer freiwilligen Feuer-
wehr des Landkreises boten sich an, 
etwas größere Tannenbäume inklu-
sive geeigneter Ständer aufzustellen. 
Auch für den Abbau Anfang Januar 
fühlten sie sich verantwortlich. Da es 
nicht möglich war, tatsächlich alle ge-
spendeten Tannenbäume zum Fest 
zu schmücken, musste das Projekt 
vorzeitig beendet werden.
Es zeigt sich immer wieder, dass man 
viel erreichen kann, wenn eine gu-
te Vernetzung mit Vereinen und Ver-
bänden vorhanden ist. VNG Wärme 
unterstützte das Projekt mit 250 Euro.

Karin Lechner
Vorsitzende des Kreissenioren- 

beirates NWM

LANDKREIS  
NORDWESTMECKLENBURG 

   Gemeinsam für Herzlichkeit

Tannenbaumaufstellung im altersge-
rechten Haus am Friedenshof. 

Foto: Karin Lechner

Die Mitglieder des Vorstandes des 
Kreisseniorenbeirates Nordwestmeck-
lenburg treffen sich monatlich, um mit 
allen Mitgliedern in Kontakt zu blei-
ben. 
In einer schriftlichen Umfrage wünsch-
ten sich die Mitglieder, der Kreisseni-
orenbeirat möge sich dafür einzuset-
zen, einen schnellen und reibungslo-
sen Impfablauf zu ermöglichen. Spe-
ziell der Seniorenbeirat in Gadebusch 

machte sich für eine Lösung der Pro
blematik stark. 
Die Landesregierung M-V hat beschlos-
sen, neben mobilen Impfteams und 
den beiden Impfzentren in Wismar und 
Grevesmühlen werde in einem Modell-
projekt in Nordwestmecklenburg ge-
prüft, inwieweit Hausärzte im Land ih-
re Patienten künftig selbst gegen Co-
rona impfen könnten. Die Impfzentren 
werden durch freigestellte Mitglieder 

der Verwaltung und auch von Bundes-
wehrsoldaten unterstützt. Leider wur-
den weder Gadebusch noch die Insel 
Poel bei der Einrichtung von Impfstel-
len berücksichtigt. Als großartiger Er-
folg kann verbucht werden, dass es 
nun möglich ist, sich in acht Arztpraxen 
durch die Hausärzte impfen zu lassen. 

Karin Lechner
Vorsitzende des Kreissenioren- 

beirates NWM

Echte Impfstrategie gegen Corona in der Praxis
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Das Jahr 2020 war für alle Bürger in-
folge der Einschränkungen durch die 
Corona-Pandemie ein schweres Jahr. 
Dies galt auch für die Arbeit des Senio-
renbeirates Neubrandenburg. Die de-
mografische Entwicklung stellt Meck-
lenburg-Vorpommern vor große He-
rausforderungen. Auch in Neubran-
denburg ist das deutlich erkennbar. 
Der Anteil der Altersgruppe 65plus ist 
von 2015 bis III/2020 von 15.284 Ein-
wohner auf 17.576 Einwohner (plus 
2.292 Einwohner) angestiegen. Zur 
positiven Gestaltung des demogra-
fischen Wandels ist das Engagement 
der Bürgerinnen und Bürger unver-
zichtbar. Viele Seniorinnen und Se-
nioren sind bereit, ihre Kompeten-
zen und Erfahrungen für das Gemein-
wohl einzusetzen. Der Seniorenbeirat 
Neubrandenburg arbeitet im vorpar-
lamentarischen Raum als Bindeglied 
zwischen Politik, Verwaltung und älte-
ren Menschen auf kommunaler Ebene 
und betätigt sich auch auf der Kreis- 
und Landesebene. Damit wird die Teil-
habe älterer Menschen gesichert. Der 
Seniorenbeirat möchte sich einbrin-
gen, ohne in die Stadtvertretung oder 
in andere parlamentarische Vertretun-
gen eingreifen zu wollen. Themen wie 
Rente, Pflege, Mobilität sowie gesun-
des und aktives Altern müssen zuneh-
mend mehr im Fokus der politischen 
Gestaltungsprozesse stehen. 
Dafür setzen sich die Mitglieder des 
Seniorenbeirates ein. In sieben Vor-
standssitzungen, einem Sommerge-
spräch und drei Beiratssitzungen ha-

ben wir uns mit der Situation in un-
serer Stadt, im Landkreis und im Land 
MV auseinandergesetzt.
Unter dem Motto „Deutschland im 
Gespräch: Wie wollen wir miteinan-
der leben?“ trafen sich im Februar 
2020 in Flensburg je 60 Bürgerinnen 
und Bürger zu einer Dialogveranstal-
tung. Zwei Vertreter unseres Senio-
renbeirates waren dabei. Wir konn-
ten hier Kontakt zum Seniorenbeirat 
Flensburg herstellen und für weitere 
Austausche gute Partner gewinnen, 
leider durch Corona bisher nur telefo-
nisch und per E-Mail-Schriftwechsel.
Der bereits 2019 begonnene Generati-
onendialog wurde 2020 als Generatio-
nen-Spaziergang im August im Kultur-
park in Neubrandenburg fortgesetzt. 
Gemeinsam entwickelten Jung und 
Alt dabei Ideen für den Kulturpark. 
Diese Ideen wurden Online als Ge-
nerationen-Picknick im Oktober fort-

gesetzt Es wurde intensiv an der Idee 
„Generationen-Laufstrecke mit Meter-
maß für den Kulturpark – Wege-Pro-
jekt für mehr Begegnungen“ weiter-
gearbeitet. Mit einem gekennzeich-
neten Weg durch den Kulturpark soll 
dazu angeregt werden, gemeinsam in 
Bewegung zu kommen. Weiter wur-
de die Idee entwickelt, im Kulturpark 
einen Generationentreff zu installie-
ren. Diese Idee wird jetzt in Form einer 
ganz besonderen Generationenbank 
in die Tat umgesetzt.
Weitere Aktivitäten waren die Teil-
nahme an der Regionaltagung der 
BAGSO zum Thema „Die Gesundheit 
älterer Menschen in Kommunen kre-
ativ gestalten – Genussvoll essen, 
Körper und Geist bewegen, Gemein-
schaft und Freude erleben!“ sowie die 
Mitwirkung bei Regionalkonferenz 
und Herbsttagung des Landessenio-
renbeirates.� n

Rückblick auf Aktivitäten 2020
LANDKREIS MECKLENBURGISCHE SEENPLATTE

Die Kommunale Entwicklungsge-
sellschaft mbH (KEG) der Stadt Neu-
brandenburg erweitert im Rah-
men ihres Modellprojekts „Sport 
macht Spaß“ ihr Online-Angebot um 
Sportangebote für Senioren. Am 14. 

Februar feierte die neue Reihe Sport 
macht Spaß im Alter Premiere: Zu-
sätzlich zum Programm für Kita- und 
Grundschulkinder wird damit nun 
auch ein digitales Bewegungsange-
bot für Senior*innen geschaffen. Zu-

nächst sind sechs Folgen vorgese-
hen, die der Reihe nach wöchentlich 
am Sonntag erscheinen.
Die Sendungen sind online auf dem 
Youtube-Kanal von ALBA BERLIN zu fin-
den (www.youtube.com).

Sport macht Spaß im Alter – jetzt online

Treffen der Organisationsgruppe „Generationsbank“ im Kulturpark Neubrandenburg.
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Um die Forderungen und die Reso-
lution des 11. Altenparlamentes be-
kannt zu machen und gleichzeitig um 
Unterstützung zur Umsetzung der 
Resolution zu bitten, hat der Senio-
renbeirat der Stadt Neubrandenburg 
sich schriftlich an den Oberbürger-
meister der Stadt, Silvio Witt, gewen-
det. In diesem Schreiben weist der 
Seniorenbeirat auf die 
von der Landtagsver-
waltung erstellte Doku-
mentation mit den ver-
abschiedeten Beschlüs-
sen des 11. Altenparla-
ments hin. Insbesondere 
wird Bezug genommen auf die Reso-
lution „Mehr Mitsprache für die Ju-
gend unseres Landes – gesetzlich 
garantiert durch ein Jugendmitwir-
kungsgesetz Mecklenburg-Vorpom-
mern“. Interessanterweise hatte der 
Ratsherr Prof. Dr. Norbert Northoff 
gerade zu mehr Zusammenarbeit mit 
der Jugend aufgerufen. Nach Press-
einformationen plant die Stadt die 

Einrichtung einer Arbeitsgruppe, die 
sich Gedanken macht über ein ge-
eignetes Instrument der künftigen 
Jugendbeteiligung in der Stadtpoli-
tik. Mit der Jugend an der Hochschu-
le Neubrandenburg, an den Schulen 
der Stadt, den Jugendorganisatio-
nen der Parteien, in den Sportverei-
nen und anderen Interessengruppen, 

sollten sich nach Auffas-
sung des Seniorenbei-
rats einige Akteure zu-
mindest für die Arbeits-
gruppe finden. 
Das Schreiben schließt 
mit dem Hinweis, dass 

der Seniorenbeirat Neubrandenburg 
bereit ist, sich neben seiner Haupttä-
tigkeit, die Belange älterer Menschen 
zu vertreten, in die Entwicklung der 
Jugendbeteiligung in der Stadt ein-
zubringen.
Der Seniorenbeirat NB berichtet au-
ßerdem, dass die beiden Impfstütz-
punkte in Neubrandenburg und Wa-
ren dazu genutzt werden, jedem 

impfwilligen Senior des Landkreises 
den „Seniorenwegweiser des Kreis-
seniorenbundes-Mecklenburgische 
Seenplatte mitzugeben. Dazu hat-
te der Vorsitzende des SB, Peter Lun-
dershausen, Kontakt mit den Impf-
stützpunkten aufgenommen, wo die-
se Idee sehr begrüßt wurde. Vom Bei-
rat wurde eine Stellungnahme zur 
Demokratie abgegeben und an die 
politischen Gremien in der Stadt, im 
Landkreis und an die Ministerpräsi-
dentin gesendet.
Die Arbeit in den bestehenden Arbeits-
gruppen wurde fortgesetzt. Die Bil-
dung einer AG Demografischer Wandel 
konnte noch nicht vollzogen werden.
Es wurden im Jahr 2020 zwei Arbeits-
gespräche zwischen Stadtpräsident, 
Oberbürgermeister und Vorstand Se-
niorenbeirat durchgeführt.
Für die Mitarbeit des SBNB in den je-
weiligen Stadtteilbüros wurden An-
sprechpartner benannt, welche aber 
durch Corona noch nicht effektiv ar-
beiten konnten.� n

Vorstoß für die Jugend in Neubrandenburg

Nachdem der Seniorenbeirat in 
Greifswald am 1.9.2020 in neuer Zu-
sammensetzung gewählt worden 
war, nahm er – trotz der Schwierigkei-
ten durch Corona – unverzüglich sei-
ne Arbeit auf. In der ersten Vorstands-
sitzung am 23.9.2020 wurden vorran-
gige Arbeitsschwerpunkte festgelegt, 
Termine abgestimmt, die Beteiligun-
gen in den unterschiedlichen Gremi-
en Greifswalds vereinbart u.a.m.
Am 27.10.2020 fand dann eine Ver-
sammlung aller Beiratsmitglieder 
statt, in der Verabredungen getroffen 
wurden, um soweit wie möglich alle 
Mitglieder in die Aufgaben des Seni-
orenbeirates einzubinden, Themen 
für die Arbeit zu sammeln und we-
sentliche Festlegungen für die künf-

tigen Tätigkeiten vorzunehmen. Da-
zu gehört u.a. auch die Vertretung 

des Beirats in den Gremien der Stadt 
Greifswald durch möglichst viele Mit-
glieder, nicht nur durch den Vorstand 
selbst, wie in den Ausschüssen der 
Bürgerschaft und in den Ortsteilver-
tretungen. Es wurde Beschluss ge-
fasst über eine neue Geschäftsord-
nung des Gremiums. Ferner wurde 
über die Inhalte des 11. Altenparla-
mentes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern berichtet und disku-
tiert sowie ob und wie die Senioren-
tage in Greifswald 2021 stattfinden 
und vorbereitet werden können.
Ein wesentlicher Programmpunkt 
war die Vorführung eines Films des 
Präventionsbeauftragten der Polizei 

Seniorenbeirat der Universitäts- und Hansestadt Greifswald in Coronazeiten
LANDKREIS VORPOMMERN-GREIFSWALD 

Fortsetzung auf Seite 32

Polizeihauptkommissar Mario Tschirn
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des Landkreises Vorpommern-Greifs-
wald, Polizeihauptkommissar Mario 
Tschirn, über Straftaten zum Nach-
teil älterer Mitbürger durch Betrüger, 
die es auf Geld- und Vermögenswerte 
abgesehen haben. Der Film schildert 
sehr anschaulich einen beispielhaften 
Vorfall, wie er sich leider nicht selten 
zuträgt und der als Warnung dienen 
soll. Es ging darum, dass den Ange-
rufenen der Gewinn in einem Glücks-
spiel vorgegaukelt wurde. Um diesen 
zu erlangen, sollten sie Gutschein-
karten im Supermarkt kaufen und 

die freigerubbelten Nummern tele-
fonisch durchgeben. Damit wäre das 
für diese Gutscheinkarten eingesetz-
te Geld futsch. Und der versproche-
ne Gewinn stellt sich natürlich nicht 
ein. Der Film ist unter Mitwirkung des 
Seniorenbeirats Greifswald entstan-
den und kann unter folgendem Link 
angesehen werden: www.youtube.
com/watch?v=fmbyF2D736k. Der Se-
niorensicherheitsberater des Land-
kreises, Stephan Lack, und die Vorsit-
zende des Greifswalder Seniorenbei-
rats, Anita Weiß, wollen das Video im 
Rahmen ihrer Präventionsarbeit di-
rekt in die Seniorengruppen tragen.

Leider können derzeit die regelmäßi-
gen persönlichen Sprechstunden des 
Seniorenbeirats coronabedingt nicht 
stattfinden. 
Dafür wird im Internetauftritt des Bei-
rats und in anderen Veröffentlichun-
gen auf die Erreichbarkeit per Telefon 
oder E-Mail zu Gesprächen, Beratun-
gen usw. hingewiesen. Gleichwohl 
kommt der Vorstand zu seinen Sit-
zungen regelmäßig zusammen – der-
zeit per Telefon. 
Die nächsten Sitzungen des gesam-
ten Beirats sind für März und Mai 2021 
geplant; wir hoffen sehr, dass sie auch 
stattfinden können!

Fortsetzung von Seite 31

Seit dem 1. Februar 2021 gibt es für 
Bürgerinnen und Bürger des Land-
kreises Vorpommern-Rügen, die ei-
nen Covid19-Schnelltest machen 
möchten, ein Schnelltestzentrum in 
Stralsund. Initiatoren dieser Einrich-
tungen sind der ASB RV NORD-OST 
e.V. (ASB) und die Bodden-Apotheke 
Stralsund. 
Insbesondere für Einreisende, Reise-
rückkehrer aus Risikogebieten oder 
auch Menschen, die ihre Angehö-
rigen in Pflegeeinrichtungen besu-
chen möchten, ist dies eine schnelle 
Methode, um Gewissheit über eine 
Infektion mit dem Coronavirus zu er-
halten. Mit diesem Angebot werden 
mehr Tests ermöglicht und die Tes-
tungen tragen vor allem dazu bei, die 
Verbreitung des Virus einzudämmen.
Wichtig für alle, die sich testen lassen 
möchten ist, dass nur asymptomati-
sche Personen in das Schnelltestzen-
trum kommen dürfen. Sollten Anzei-
chen von Husten, Schnupfen oder 
Fieber bestehen, kann keine Testung 
vorgenommen werden. In diesem 
Fall ist der telefonische Kontakt mit 
dem Hausarzt aufzunehmen. 
Das Schnelltestzentrum im Erdge-
schoss des Lindencenters, Linden-

allee 25, hat Montag bis Freitag von 
9:00 – 10:30 Uhr und von 15 – 17 Uhr 
geöffnet. Die Terminvergabe erfolgt 

in der Regel online über die Websei-
te www.corona-schnelltestzentrum-
stralsund.de. Dort können die Ein-
wohner des Landkreises einen Ter-
min für den Schnelltest buchen und 
sich auch über das Testverfahren in-
formieren. 
Alternativ besteht die Möglichkeit 
einer telefonischen Terminvergabe. 
Unter der Rufnummer 03831/37 850 

hilft ein Leitstellenmitarbeiter des 
ASB, einen passenden Termin zu fin-
den. Fragen rund ums Testverfahren 

selbst werden von den Mitarbeitern 
der Bodden-Apotheke unter der Ruf-
nummer 03831/47 290 beantwortet. 
Die Kosten für einen Schnelltest be-
tragen 35 €. Die Bezahlung erfolgt bei 
der Terminbuchung online gleich via 
Paypal. Aus Infektionsschutzgründen 
ist vor Ort ausschließlich die Möglich-
keit der bargeldlosen Zahlung mit 
EC-Karte möglich.� n

Erstes Corona-Schnelltestzentrum in Stralsund eröffnet
LANDKREIS VORPOMMERN-RÜGEN
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Die Armut in Deutschland hat einen 
neuen traurigen Rekord erreicht: Die 
Armutsquote nahm gegenüber dem 
Vorjahr um 0,4 Prozentpunkte zu und 
erreichte mit 15,9 Prozent den höchs-
ten Wert, der seit der Vereinigung ge-
messen wurde. Der Paritätische Wohl-
fahrtsverband warnt in seinem heute 
veröffentlichten Armutsbericht, dass 
alles darauf hindeute, dass die Aus-
wirkungen der Corona-Krise Armut 
und soziale Ungleichheit noch einmal 
spürbar verschärfen werden.
In Mecklenburg-Vorpommern sank die 
Armutsquote im Vergleich zum Vorjahr 
um 1,5 Prozentpunkte auf 19,5 Prozent. 
Trotz dieser positiven Entwicklung ge-
hört Mecklenburg-Vorpommern nach 
wie vor zu den am stärksten von Ar-
mut betroffenen Bundesländern und 
landet im Ländervergleich auf dem 
drittletzten Platz vor Sachsen-Anhalt 
und Schlusslicht Bremen. Bayern und 
Baden-Württemberg zeigen mit 11,9 
und 12,3 Prozent mit Abstand die „bes-
ten” Werte.
„Dass die Armut in Mecklenburg-Vor-
pommern zumindest leicht gesunken 
ist, ist ein positives Signal, aber nicht 
wirklich ermutigend, wenn jetzt nicht 
bewusst mit politischen Maßnahmen 
gegengesteuert wird“, sagt der Vor-
sitzende des Paritätischen Mecklen-
burg-Vorpommern e.V., Friedrich Wil-
helm Bluschke. „Landesweit leben im-

mer mehr Menschen ausgegrenzt. 
Die aktuelle Corona-Pandemie macht 
unter anderem deutlich, wie selek-
tiv unser Bildungssystem ist und wie 
sehr arme Kinder benachteiligt sind.“ 
Insbesondere Alleinerziehende und 
ältere Menschen im ländlichen Raum 
würden abgehängt. 
Das belege auch die hierzulande am 
stärksten von Armut betroffene Re-
gion Vorpommern mit einer Armuts-
quote von 21,7 – deutschlandweit auf 
Platz fünf der ärmsten Regionen. Der 
Lockdown im Frühjahr mit der Schlie-
ßung von Kindergärten, Obdachlo-
seneinrichtungen, Beratungsstellen, 
Jugendclubs und vielen anderen An-
geboten habe gezeigt, wie wichtig 
soziale Infrastruktur für ein funktio-
nierendes Gemeinwesen und insbe-
sondere für unterprivilegierte Bevöl-
kerungsgruppen ist.
Bundesweit besonders von Armut be-
troffen sind wie in den Vorjahren Al-
leinerziehende (42,7%), Erwerbslose 
(57,9%), Menschen mit niedriger Qua-
lifikation (41,7%) und Menschen ohne 
deutsche Staatsangehörigkeit (35,2%). 
Die Armutsquoten für diese Gruppen 
haben laut Studie im Vergleich zum 
Vorjahr noch einmal zugenommen. 
Die stärkste Zunahme von Armut ist 
bei Rentner*innen festzustellen: Die 
Armutsquote stieg seit 2006 um be-
sorgniserregende 66 Prozent.

„Trotz der seit Jahren gleichen Grup-
pen mit besonders hohem Armutsri-
siko ist es bisher nicht gelungen, die 
Armutsquote nachhaltig zu senken“, 
so Bluschke. „Wir brauchen schnellst-
möglich Reformen in der Bildung, in 
der Alterssicherung sowie eine indi-
vidualisierte Arbeitsmarktförderung 
und eine gute Infrastruktur, die alle 
mitnimmt“, sagt er mit Blick auf die 
Folgen der Corona-Krise.
„Corona hat jahrelang verharmlos-
te und verdrängte Probleme, von der 
Wohnraumversorgung einkommens-
schwacher Haushalte bis hin zur Bil-
dungssegregation armer Kinder, ans 
Licht gezerrt. 
Eine zunehmende Zahl von Erwerbs-
losen stößt auf ein soziales Siche-
rungssystem, das bereits vor Coro-
na nicht vor Armut schützte und des-
sen Schwächen nun noch deutlicher 
zutage treten“, sagt der Hauptge-
schäftsführer des Paritätischen Ge-
samtverbandes Dr. Ulrich Schneider. 
Der Gesamtverband fordert daher 
die Umverteilung vorhandener Fi-
nanzmittel zur Beseitigung von Ar-
mut. Konkret seien eine bedarfsge-
rechte Anhebung der Hartz IV-Re-
gelsätze sowie der Altersgrundsi-
cherung, eine Kindergrundsicherung 
und Reformen der Arbeitslosen- und 
Rentenversicherung nötig.
� n

Paritätischer Armutsbericht 2020 
Armut in Deutschland auf Rekordhoch

Spitzenvertreter von 36 Gewerkschaf-
ten und Verbänden fordern in einem 
gemeinsamen Aufruf „Soforthilfen für 
die Armen – jetzt!!“ die zügige Anhe-
bung der Regelsätze in Hartz IV und 
Altersgrundsicherung auf mindes-
tens 600 Euro sowie sofortige zusätz-
liche Corona-Hilfen für arme Men-

schen. Eine derart breite zivilgesell-
schaftliche Allianz für eine bedarfs-
gerechte, armutsfeste Anpassung der 
Regelsätze auf ein konkretes Niveau 
gab es noch nie. Die bisherige politi-
sche Unterlassung, arme Menschen 
durch eine auskömmliche Grundsi-
cherung und effektive Corona-Hilfen 

zu entlasten, komme einem „armuts-
politischen Offenbarungseid“ gleich, 
so die Kritik.
„Bereits im ersten Lockdown 2020 
wurden für Bezieher von Hartz IV und 
Altersgrundsicherung keinerlei zu-

Hilfen für arme Menschen 
Anhebung der Regelsätze und weitere Corona-Soforthilfen gefordert
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sätzlichen Hilfen zur Verfügung ge-
stellt, obwohl der zusätzliche Bedarf 
durch wegfallende Schulessen, ge-
schlossene Tafeln, steigende Lebens-
haltungskosten und insbesonde-
re auch für Desinfektionsmittel und 
Masken offensichtlich gegeben war. 
Laptops für das Homeschooling wur-
den versprochen, auf die die Kinder 
vielfach noch heute warten. Umso 
unverständlicher ist dies, als zugleich 
hohe Milliardenbeträge zur Bekämp-
fung der wirtschaftlichen Folgen der 
Pandemie zur Verfügung gestellt 
wurden”, heißt es in dem Aufruf. Da 
nicht absehbar sei, wie lange sich die 
anhaltende Pandemie noch hinzie-

he, sei akuter Handlungsbedarf ge-
geben.
Die jüngste Ankündigung von Huber-
tus Heil, endlich einen Zuschuss für 
coronabedingte Zusatz-Belastungen 
auf den Weg zu bringen, sei ein über-
fälliges und wichtiges Signal, doch rei-
che das angesichts der bitteren Not der 
Betroffenen bei weitem nicht aus. Der 
fortgesetzte Lockdown und die bereits 
beschlossenen sowie die leider noch 
zu erwartenden Einschränkungen be-
lasten einkommensarme Haushalte er-
heblich, zusätzlich zu den schon jetzt 
seit Monaten zu tragenden Mehrbe-
lastungen. Die zum Januar 2021 vorge-
nommene Anpassung der Regelsätze 
habe dabei keinerlei Abhilfe gebracht. 
„Getrogen hat die Hoffnung, dass die 

Ärmsten spätestens mit der für 2021 
anstehenden Anpassung der Regelsät-
ze endlich entlastet würden. Im Gegen-
teil: Entgegen dem Rat und der Experti-
se aller Fachleute, von Gewerkschaften 
und Sozialverbänden erfolgte im Janu-
ar eine Erhöhung um lediglich 14 Eu-
ro auf 446 Euro, was einem armutspo-
litischen Offenbarungseid gleichkam”, 
heißt es in dem Aufruf weiter.
Die Unterzeichnenden appellieren an 
die Bundesregierung, endlich aktiv zu 
werden. Sie fordern für Bezieher von 
Hartz IV und Grundsicherung für Alte 
und Erwerbsgeminderte die bedarfs-
gerechte Anhebung der Regelsätze auf 
mindestens 600 Euro sowie für die Dau-
er der Krise einen pauschalen Mehrbe-
darfszuschlag von 100 Euro.� n

Am 1. Januar 2021 ist das Gesetz zur 
Grundrente in Kraft getreten. Rund 
1,3 Mio. Rentnerinnen und Rentner 
werden von einem individuellen Zu-
schlag zu ihrer Rente profitieren – un-
abhängig davon, ob sie schon in Ren-
te sind oder erst in Rente gehen wer-
den. In Mecklenburg-Vorpommern 
könnte dies 70.500 Rentner betref-
fen, davon knapp 46.500 Frauen. Wer 
jahrzehntelang mit geringem Ver-
dienst gearbeitet und verpflichtend 
Beiträge in die gesetzliche Renten-
versicherung eingezahlt hat, kann ei-
ne höhere Rente erhalten.

Die Vorteile auf einen Blick
Durch die Grundrente werden rund 
1,3 Millionen Rentnerinnen und Rent-
ner, die lange gearbeitet, Beiträge 
gezahlt und wenig verdient haben, 
mehr Rente bekommen. 
• � Der durchschnittliche Grundrenten-

zuschlag zur Rente wird etwa 75 € 
pro Monat betragen. 

• � Die Grundrente gibt es für die heu-
tigen Rentnerinnen und Rentner 
ohne neuen Antrag. Die Renten-

versicherung prüft bei diesen 26 
Millionen Rentenzahlungen auto-
matisch, ob die Rentnerinnen und 
Rentner einen Anspruch auf Grund-
rente haben. 

• � Bei der Grundrente wird das Vermö-
gen der Rentnerinnen und Rentner 
nicht angerechnet. Nur anrechen-
bares Einkommen wird berücksich-
tigt. Dabei gelten bei der Grundren-
te Freibeträge. 

Zusätzlich zur Grundrente wurden 
bei mehreren Sozialleistungen neue 
Freibeträge für das Einkommen ge-
schaffen. Die neuen Freibeträge gel-
ten zum Beispiel bei der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung sowie beim Wohngeld. Sie 
gelten für alle, die lange Jahre ver-
pflichtend in die Rentenversicherung 
eingezahlt haben. Es zählen aber 
auch vergleichbare verpflichtende 
Beitragszeiten, etwa zur Alterssiche-
rung der Landwirte oder Beiträge 
zu einem berufsständischen Versor-
gungswerk. Auch dadurch steigt das 
verfügbare Einkommen vieler Rent-
nerinnen und Rentner.

Muss ich einen Antrag stellen?
Um den Grundrenten-Zuschlag zu 
erhalten, muss kein Antrag gestellt 
werden. Die Deutsche Rentenversi-
cherung prüft bis Ende 2022 auto-
matisch etwa 26 Millionen Bestands-
renten und zahlt den Grundrenten-
zuschlag rückwirkend zum 1. Januar 
2021 bzw. zum individuellen Renten-
beginn aus. 

Wann geht es los?
Da wird die Freude empfindlich ge-
trübt. Mit der Auszahlung der ers-
ten Zuschläge ist voraussichtlich erst 
ab Sommer 2021 zu rechnen. Bis al-
le ihren Bescheid erhalten, dauert es 
höchstwahrscheinlich bis Ende 2022. 
Erst nach Erhalt des Bescheides fließt 
auch Geld, dann aber rückwirkend 
für gegenwärtige Rentenbezieher ab 
1. Januar 2020. Keine gute Kunde für 
Betroffene, brauchen sie doch gerade 
in Coronazeiten ebenfalls mehr Geld 
für zusätzliche Ausgaben. 
Die Daten liegen nicht digitalisiert 
vor, so dass erst sämtliche Papierak-
ten gesichtet werden müssen. Be-

Die Grundrente kommt 
Die Grundrente tritt in Kraft
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gonnen wird mit den Neurentnern, 
deren Daten bei Neuaufnahme be-
reits digital erfasst werden. Danach 
sollen die Rentner überprüft werden, 
die am längsten Rente beziehen und 
im Inland leben. Zuletzt sind die Aus-
landsrentner dran. 

Wenn man davon ausgeht, dass es 
sich bei den künftigen Grundrenten-
empfängern um Bedürftige handelt, 
die schnellstens einer Erhöhung be-
dürfen, kommt bei dieser langen Be-
arbeitungszeit wohl keine große Be-
geisterung auf.

Weitere Informationen zur Grundrente 
finden Sie auf der Seite des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Soziales unter 
www.bmas.de/DE/Soziales/Rente-und-
Altersvorsorge/Grundrente/grundrente.

Bernd Rosenheinrich
(nach Informationen der BMAS)
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Die Sekunde 
Ihr messt nach der Dauer das Leben,

berechnet nach Jahren die Zeit.
Ich zähle nicht Tag und nicht Stunde.

Ich hab‘ in einer Sekunde
durchlebt die Ewigkeit.

Viele Jahre zogen vorüber
und ließen die Seele mir leer.

Es blieb von keinem mir Kunde.
Die eine, die eine Sekunde
vergess‘ ich nimmermehr.

Marie von Ebner-Eschenbach (1830-1916)
österreichische Erzählerin und Aphoristikerin

Fairer Lohn in der Altenpflege statt 
Klatschen auf dem Balkon: Das wün-
schen sich nicht nur Pflegekräfte 
selbst, sondern ein großer Teil der 
Gesellschaft nach den außerordent-
lichen Leistungen furch Corona. Dis-
kussionen um einen Tarifvertrag wur-
den nun besonders durch die Co-
ronakrise stark angeregt. Doch da-
mit soll aber noch kurz vor dem Ziel 

Schluss sein. Ausgerechnet die Wohl-
fahrtsverbände der Kirchen legen ihr 
Veto ein.
Verdi und Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil haben den Austausch über 
einen allgemeinverbindlichen bran-
chenweiten Tarifvertrag für die Alten-
pflege angeregt und vorangebracht. 
Seit Jahren wurde ständig über bes-
sere Bezahlung, mehr Urlaub und Ur-

laubsgeld für die Pflegekräfte disku-
tiert. Auf bessere Löhne und Arbeits-
bedingungen können die Pflegekräfte 
voraussichtlich erstmal nicht hoffen. 
Ausgerechnet die katholische Caritas 
verhindert das Zustandekommen des 
Tarifvertrags, der insbesondere den 
Mitarbeitern privater Pflegeanbieter 
zu Gute gekommen wäre. Klatschen 
auf dem Balkon kostet ja nichts.� n

Beifallklatschen reicht nicht 
Tarifvertrag für Altenpflegekräfte von Caritas abgelehnt
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Informieren Sie sich.              
Wir beraten Sie gern. 
 

Vollstationäre Pflege              
Kurzzeitpflege                               
Verhinderungspflege                   
Urlaubspflege                                
Betreutes Wohnen                    
Mietwohnen 

Wohnpark Zippendorf, Alte Dorfstraße 45 , 19063 Schwerin 
     Einrichtungsleiter: Sven Kastell, Tel.: 0385 / 20 10 10 0        

www.wohnpark-zippendorf.de 

Der Wohnpark Zippendorf  ist eine                                                                                          
Seniorenwohnanlage direkt am Schweriner Innensee. 

Auf dem weitläufigen Gelände vereinen sich stationäre                                                      
Pflegeeinrichtung, Betreutes Wohnen und Mietwohnen.                                                           

Ruhig ist es hier und das zu jeder Jahreszeit.                                                                                               
Der Straßenlärm ist fern und die Strandpromenade ist in 5 Minuten zu erreichen. 

Es bieten sich reichlich Kontaktmöglichkeiten beim Einkaufen in der „Einkaufsquelle“, bei 
einem Besuch im „Residenzcafé“, bei Spaziergängen oder an schönen Tagen beim Ver-
weilen auf den Parkbänken in der Grünanlage oder auf den Terrassen. 

Freundliches Fachpersonal vermittelt ein Gefühl von Geborgenheit und gewährleistet 
qualifizierte Pflegeleistungen in allen Pflegegraden. 

Wir wollen dem Menschen dort begegnen, wo er steht und ihn ein Stück seines Lebens 
begleiten. 


